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Kurzfassung 
 

 Steigende Mieten und Verdrängungsprozesse, Leerstand und Ver-

nachlässigung, Wohnungsmangel und Neubauboom – die Wohnungs-

frage polarisiert die politischen Debatten in vielen Städten. Doch die 

Problemlagen unterscheiden sich nicht nur zwischen wachsenden Met-

ropolregionen und schrumpfenden Städten mit Arbeitsplatz- und Bevöl-

kerungsverlusten, zwischen Schwarmstädten und entspannten Woh-

nungsmarktregionen, sondern auch zwischen verschiedenen sozialen 

Gruppen.  

 Eine moderne Ausstattung und ein hoher Flächenkonsum gelten als 

Wohlstandsmerkmale und eine gute Adresse kann zum Statussysmbol 

werden. Prekäre Wohnverhältnisse, Überbelegung und oft auch das 

Wohnen in bestimmten Stadtlagen gelten als Zeichen des Scheiterns, 

der Benachteiligung und der Ausgrenzung. Wohnen ist ein zentraler In-

dikator der sozialen Lage und ein Gradmesser der Ungleichheit. 

 In unserer Studie haben wir die Mikrozensusdaten für die 77 Groß-

städte in Deutschland ausgewertet, um die Wohnverhältnisse in ver-

schiedenen Dimensionen des Wohnens zu untersuchen. Herausge-

kommen sind gravierende Unterschiede, nicht nur zwischen den Städ-

ten, sondern vor allem zwischen verschiedenen Einkommensgruppen. 

 Die Ungleichheit der Wohnverhältnisse entspricht in etwa den Ein-

kommensunterschieden. Die sozialpolitische Dimension der Wohnver-

sorgungssysteme, Einkommensunterschiede zu mildern und einen Bei-

trag zur sozialen Kohäsion zu leisten haben sich weitgehend aufgelöst.  

 Das Einkommen ist der entscheidende Faktor der Wohnverhältnis-

se:  Haushalte mit geringeren Einkommen leben in schlechterer Qualität, 

auf kleinerer Fläche und haben eine deutlich höhere Mietbelastung zu 

tragen. Einkommensungleichheiten werden so in den Wohnverhältnis-

sen nicht nur reproduziert, sondern sogar noch verstärkt. Jeder Ansatz 

einer sozial orientierten Wohnungspolitik sollte daher an Instrumenten 

zur Gewährleistung von einkommensorientierten Mieten ansetzen.   
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1. Einführung und Fragestellung 
 

 Im Rahmen unseres Forschungsprojektes haben wir für die 77 

Großstädte in Deutschland (mit mehr als 100.000 Einwohner*innen) die 

Wohnverhältnisse für verschiedene Haushaltstypen und Einkommens-

verhältnisse analysiert.  

 Als ein Kernbereich der individuellen Lebensführung ist das Wohnen 

ein zentraler Aspekt der allgemeinen Sicherung der Existenzgrundlagen. 

Mit seinen gruppenspezifischen Verteilungswirkungen ist das Wohnver-

sorgungssystem zugleich ein zentrales Medium bei der Reproduktion 

von sozialen und räumlichen Ungleichheiten in der Gesellschaft. Insbe-

sondere in der Stadtforschung wurde bereits in der Vergangenheit her-

ausgearbeitet, dass die Wohnverhältnisse sowohl Ursache als auch Ef-

fekt von sozialen Ungleichheiten sind (Häußermann/Siebel 1996). Wäh-

rend eine Reihe von vor allem internationalen Studien unter dem Stich-

wort von Nachbarschaftseffekten die Auswirkungen von bestimmten 

Wohnsituationen und Umgebungskontexten für die Lebenschancen un-

tersuchten (Schnur 2012; Small/Newman 2001; Sampson et al. 2002) 

haben andere Arbeiten darauf verwiesen, dass es die Ressourcen und 

Lebenschancen der Haushalte sind, die darüber entscheiden, wer wie 

und wo wohnt (Slater 2013). 

 Wohnen ist unbestritten eine Basis der Lebensqualität und Ausdruck 

von sozialen Ungleichheiten. Doch anders als bei Löhnen, Einkommen 

und Renten gibt es nur wenige Informationen darüber, wie sich die un-

terschiedlichen Wohnverhältnisse in verschiedenen Bevölkerungsgrup-

pen tatsächlich darstellen. Beschreibungen von Wohnungsmärkten und 

auch von Wohnungskrisen erfolgen meist mit Durchschnittszahlen oder 

auf der Basis von Einzelschicksalen. So wissen wir aus Untersuchun-

gen, dass in Berlin knapp 130.000 Wohnungen fehlen (Holm 2016), 

dass die durchschnittliche Wohnkostenbelastung der Nettokaltmieten in 

München bei 22 Prozent (Hamburger Institut für Weltwirtschaft, Beren-

berg Privatbank 2016:16) liegt oder dass die Wiedervermietungsmieten 

in den Großstädten im letzten Jahren um über 6 Prozent gestiegen sind 

(BBSR 2017).  Aus den eher journalistischen Berichten über die erfolg-

lose Wohnungssuche von jungen Akademiker*innen (ZDF 2016) oder 

der Verdrängung von türkischen Mieter*innen durch Zwangsräumungen 

(Berner et al 2015) ahnen wir, dass Wohnverhältnisse und der Zugang 

zur Wohnungsversorgung ungleich verteilt sind und insbesondere Haus-

halte mit geringen ökonomischen Ressourcen oft das Nachsehen haben 

und schlechtere Wohnungen in Kauf nehmen müssen. 

 Wie sich diese Ungleichheiten in der Wohnungsversorgung tatsäch-

lich gestalten und welche Einflussfaktoren die Wohnverhältnisse beein-
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flussen, soll in diesem empirisch angelegten Projekt untersucht werden. 

Auf der Basis von statistischen Daten des Mikrozensus analysieren wir 

die Wohnverhältnisse in den Großstädten.  

 Von Interesse dabei ist neben dem Wohnstatus (Eigentum, Miete, 

Untermiete etc.), der Ausstattung der Wohnungen, der Wohnungsgröße 

und dem Siedlungs- bzw. Bautyp insbesondere die Wohnkostenbelas-

tung in Bezug auf die verfügbaren Haushaltsnettoeinkommen. Geprüft 

werden soll auch, ob und wie sich die Wohndauer auf die Wohnverhält-

nisse und insbesondere die Wohnkosten auswirkt. 

 Die Stadtforschung war in ihrer Geschichte eng mit der Analyse der 

Wohnungsfrage und der Wohnverhältnisse verbunden (Zimmermann 

1991). Von den ersten dokumentarischen Beschreibungen der Wohnsi-

tuation in den Städten der Industrialisierung (Engels 1845) über die de-

taillierte Rekonstruktionen des Arbeiterwohnens seit Ende des 19. Jahr-

hunderts (von Saldern 1995) bis hin zu soziologischen Studien zum Le-

ben in sogenannten „rückständigen Vierteln“ (Zapf 1969) standen 

Wohnverhältnisse über ein Jahrhundert im Zentrum vieler Forschungs-

arbeiten. Trotz unterschiedlicher Forschungsintentionen und Methoden 

lassen sich quantitative Versorgungsaspekte, qualitative Ausstattungs-

merkmale und die Vertragsverhältnisse des Wohnens als durchgehende 

Dimensionen zur Analyse der Wohnverhältnisse erkennen.  

 Seit den 1980er Jahren hat sich zumindest die soziologische Wohn-

forschung verstärkt sozialräumlichen Fragen und subjektiven Aspekten 

des Wohnens zugewandt. Im Zentrum standen nun Untersuchungen zur 

Segregation, (Häußermann/Kapphan 2000; Friedrichs/Triemer 2008) zur 

Wohnzufriedenheit (Klein/Lauterbach 1996; Berendt 1997) und zu 

Wohnpräferenzen (Schmitt u.a. 2008; Kabisch/ Steinführer/Haase 2012). 

In einer Reihe von eher wohnungswirtschaftlichen und geografischen 

Forschungsarbeiten erhielten darüber hinaus die Auswirkungen des de-

mografischen Wandels auf die Wohnungsnachfrage eine starke Auf-

merksamkeit (BBSR 2011; Schmitz-Veltin 2011; Schnur 2010). Die tradi-

tionellen Fragen nach den Wohnverhältnissen wurden in der letzten De-

kade fast ausschließlich für spezifische Bedarfsgruppen (Bertelsmann 

2013; Gude 2010, 2012), Siedlungstypen (Keller 2005) oder einzelne 

Quartiere (Cromm/Steinhübl 2001; Keim/Neef 2001) bearbeitet.  

 Mit unserem Forschungsprojekt schließen wir diese Lücke und bie-

ten auf der Basis einer sekundärstatistischen Auswertung eine umfas-

sende Analyse des Zusammenhangs von sozialer Lage und Wohnver-

hältnissen in den deutschen Großstädten.  
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2. Dimensionen der Wohnverhältnisse 
 

 Ziel dieser ersten Datenauswertung ist es, die aktuellen Wohnver-

hältnisse nach verschiedenen Indikatoren aufzuschlüsseln, um so die 

Verhältnisse in ihrer sozio-ökonomischen und sozial-räumlichen Situati-

on zu analysieren. Zunächst werden die von uns untersuchten Dimensi-

onen in ihren Ausprägungen und Bedeutungen vorgestellt. Auf diese 

Weise können auch die Herausforderungen einer sozialen Wohnungs-

politik erkannt und dargestellt werden. 

 

 
2.1 Indikatoren der Wohnverhältnisse 
 

 Die in unserer Untersuchung erfassten Indikatoren der Wohnver-

hältnisse lassen Rückschlüsse auf die Qualität der Ausstattung, den 

Bauzustand, den Wohnflächenverbrauch, die Vertragsverhältnisse und 

die Mietkosten zu. Ausgewertet werden unter anderem die folgenden 

Merkmale der Wohnungsversorgung:  

- Wohnstatus (Eigentum, Miete, Untermiete) 

- Ausstattung der Wohnungen (Heizungsart und Heizenergie) 

- Wohnungsgröße (Wohnfläche, Personen in Wohnung, Versor-

gungsgrad) 

- Baualter (Baujahr) 

- Wohnkosten und Wohnkostenbelastung (Mietbelastung und Miete 

pro Quadratmeter). 

 

 Die Ausprägung aller Indikatoren wird für die 77 von uns untersuch-

ten Großstädte erfasst, so dass regionale Unterschiede analysiert wer-

den können. Mit Analysen der Merkmalsausprägungen für die städte-

übergreifende Gesamtheit aller Daten können Bezüge zwischen den 

einzelnen Merkmalen aufgespürt werden. 

 Im Folgenden werden die einzelnen Indikatoren und ihre Bezüge 

kurz dargestellt. 

 

2.1.1 Wohnstatus 

 

 Der Wohnstatus soll analysiert werden, um einen Überblick darüber 

zu erhalten in welchen Eigentums- oder Mietverhältnissen eine oder 

mehrere Personen leben. Dabei werden im Mikrozensus die folgenden 

Merkmalsausprägungen abgefragt: Wird die Wohnung/das Haus als Ei-

gentümer*in des Gebäudes, Eigentümer*in der Wohnung, Hauptmie-

ter*in oder als Untermieter*in bewohnt?  
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 Der auf diese Art erfasste Wohnstatus kann mit verschiedenen Fak-

toren (Fläche, Mietkosten, Haushaltsgröße etc.) ins Verhältnis gesetzt. 

Auf diese Weise können verschiedene Schlüsse gezogen werden. So 

kann beispielsweise gezeigt werden, ob etwa Eigentümern*innen von 

Wohnungen eine größere Wohnfläche zur Verfügung steht als Untermie-

tern*innen.  

 55 Prozent der bewohnten Wohnungen in Deutschland waren 2011 

vermietet (das entspricht ca. 21,2 Mio. Wohnungen). Besonders in Städ-

ten und Geschosswohnungen gibt es jedoch einen hohen Anteil von 

Mietwohnungen (BBSR 2016 S. 95). 

 Mehr als die Hälfte aller Baugenehmigungen im Bereich des Ge-

schosswohnungsbaues in den Jahren 2014 und 2015 waren Eigen-

tumswohnungen (BBSR 2016 S.30). Eigentumswohnungen werden oft 

vom Eigentümer selbst genutzt und fallen so für den regulären Woh-

nungs(miet)markt weg, werden sie zur Miete angeboten, liegen sie in 

der Regel im höherpreisigen Segment. Kommunale Wohnungsbestände 

sind daher essentiell für die soziale Wohnraumversorgung. Besonders 

da, wo „Haushalte aufgrund der Marktsituation besonders stark darauf 

angewiesen sind“ (BBSR 2016 S. 74). 

 

2.1.2 Ausstattung der Wohnungen  
 

 Die Ausstattung der Wohnungen gibt Auskunft über die qualitativen 

Aspekte des Wohnens und die technischen Standards der Wohnungs-

versorgung. Im Mikrozensus werden in Bezug zur Beheizungsart der 

Wohnräume folgende Merkmale erfasst: a) Fernheizung, b) Blockhei-

zung bzw. Zentralheizung, c) Etagenheizung sowie d) Einzel- oder 

Mehrraumöfen (auch Elektrospeicher). 

 Darüber hinaus geben die Daten auch Auskunft über die überwie-

gende Heizungsenergie, die in den Wohnungen genutzt werden. Merk-

male die dabei unterschieden werden, sind folgende: a) Fernwärme, b) 

Gas, c) Elektrizität, d) Heizöl, e) Kohle, f) Holz/Holzpellets, sowie g) Bi-

omasse, Sonnenenergie bzw. Erd-, Umwelt-, Abluftwärme. 

 Die verschiedenen Standards bei der Wohnraumbeheizung sind ein 

wichtiger Indikator in der Analyse der sozialen Wohnraumversorgung. 

Untersucht werden soll, ob es beispielsweise Unterschiede zwischen 

verschiedenen Einkommensklassen, Städten oder Mietverhältnissen 

gibt. 

 Fragen die in Bezug auf die Ausstattung gestellt werden können, 

sind unter anderem: Wohnen Personen mit niedrigen Einkommen häufi-

ger in Substandardwohnungen? Gibt es einen Unterschied zwischen 

Miet- und Eigentumswohnungen? Leben Leistungs- und Transferemp-
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fänger überproportional häufig in Substandardwohnungen? In welchem 

Verhältnis steht die Beheizung zum Baujahr und zur Lage? 

 

2.1.3 Wohnungsgröße   

 

 Die Wohnungsgrößen werden im Mikrozensus als Wohnflächen er-

fasst und geben Auskunft über die quantitativen Versorgungsaspekte. 

Wieviel Wohnraum steht einem Haushalt zur Verfügung. Die Wohnflä-

chen werden in Klassen von jeweils 15 Quadratmetern erfasst. Die 

kleinste Wohnflächenklasse bilden dabei Wohnungen bis zu 45 Quad-

ratmetern - die größten Wohnungen werden in einer Wohnflächenklasse 

von über 135 Quadratmeter erfasst. 

 Neben den Wohnflächen wird auch der Versorgungsgrad, also der 

individuelle Wohnflächenverbrauch pro Person erfasst. Insbesondere bei 

der Berücksichtigung von verschiedenen Haushaltsgrößen gibt dieser 

Wert eine bessere Vergleichsbasis. Kategorisiert wird der Versorgungs-

grad in Wohnflächenklassen von jeweils 10 Quadratmetern. Die kleinste 

Wohnversorgungsklasse umfasst alle Haushalte mit einer Wohnflächen-

versorgung von weniger als 20 Quadratmetern pro Person. Die höchsten 

Versorgungsgrade mit Wohnflächen pro Person werden in der Versor-

gungsklasse mit über 60 Quadratmeter zusammengefasst. 

 Bisher vorliegende Studien zeigen: Es gibt einen direkten Zusam-

menhang zwischen Einkommen und Wohnungsgröße. Einem Single-

haushalt ohne Transferbezug stehen durchschnittlich 63 Quadratmeter 

zur Verfügung, einem Singlehaushalt mit Transferbezug lediglich 49 

Quadratmeter (BBSR 2015 S. 61). 

 In Deutschland, v.a. in den Städten, gibt es einen Trend zu immer 

mehr Singlehaushalten. Von 2011 bis 2015 hat sich die Anzahl der 

Haushalte von 39,5 Millionen auf 40,8 Millionen erhöht (Prognos 2017 S. 

3). Die Anzahl der Haushalte steigt teilweise auch in Städten mit 

schrumpfender Bevölkerung. Hierfür gibt es eine Reihe von Ursachen, 

z.B. steigendes Alter und damit längere Wohndauer, Trend zur Single-

wohnung bei vielen Bevölkerungsgruppen (besonders junge Erwachse-

ne, Studenten), häufiger kinderlose Paare als früher (BBSR 2016 S.60). 

Dies führt zu einer zusätzlichen Spannung auf dem Wohnungsmarkt und 

muss daher näher untersucht werden. 

 Fragen, die mit der Auswertung der Mikrozensusdaten beantwortet 

werden können, sind: Welchen Einkommensklassen/Berufsgruppen ste-

hen wie viel Quadratmeter zur Verfügung? In welchen Städten müssen 

Leistungsempfänger in besonders kleinen Wohnungen leben? Entspre-

chen die Wohnungsgrößen (für untere Einkommensklassen) den Richt-

werten für die Angemessenheit in Bezug auf die Wohnfläche? In wel-
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chem Verhältnis steht die Wohnungsgröße zum Baujahr und zur Lage in 

Deutschland? Welchen Haushaltstypen (Lebensformen) stehen wie viel 

Quadratmeter zur Verfügung? 

  

2.1.4 Baualter  

 

 Das Baujahr gibt Auskunft über das Baualter der Gebäude und lässt 

Rückschlüsse auf jeweils typische Bautypen und den Bauzustand zu. 

Zwar wurden in den letzten Dekaden viele Altbauten im Rahmen von 

Stadterneuerungs- und Sanierungsprogrammen modernisiert, grund-

sätzlich gilt für die meisten Baualterklassen jedoch: Je jünger die Ge-

bäude, desto moderner die Ausstattung. Nicht zuletzt spiegelt sich dabei 

die wachsende Zahl an Auflagen bei Baugenehmigungen wider. Erfasst 

wird das Alter der Gebäude in zehn Baualterklassen, in denen jeweils 

Zeiträume der Baufertigstellung definiert werden. Die ältesten Gebäude 

werden in der Baualterklasse „vor 1919“ zusammengefasst, die jüngsten 

Gebäude in der Kategorie „2011 oder später“.   

 Frühere Studien gingen oft davon aus, dass Leistungsempfän-

ger*innen und Niedrigeinkommenshaushalte überdurchschnittlich häufig 

in Altbaubeständen wohnen. Hier muss jedoch regional unterschieden 

werden und wie hoch das allgemeine Mietniveau in den Städten ist. Bei 

angespannten Mietmärkten mit hohem Altbaubestand ist dieser häufig 

saniert/modernisiert und eher von höheren Einkommensklassen be-

wohnt. Der Anteil an Leistungsempfänger*innen in Altbauten ist zudem 

deutlich zurückgegangen, was auf eine Verdrängung zurückzuführen ist 

(BBSR 2016 S. 75). 

 Fragen, die mit Hilfe der Baualterklassen beantwortet werden kön-

nen, sind: Welche Einkommensklassen/Berufsgruppen wohnen in wel-

chen Baualtergruppen? Unterscheidet sich der Wohnflächenverbrauch 

in verschiedenen Baualterklassen? Gibt es regionale Unterschiede? 

 

2.1.5 Wohnkosten und Wohnkostenbelastung  

 

Eine zentrale Dimension der Wohnungsversorgung sind die Wohn-

kosten. Der Preis der Wohnungen entscheidet oft darüber, wieviel 

Wohnfläche und welche Wohnqualität sich Haushalte überhaupt leisten 

können. Die Leistbarkeit von Wohnungen gilt als zentrales Kriterium für 

die Qualität der sozialen Wohnungsversorgung und insbesondere hohe 

Mietbelastungsquoten gelten als Armutsrisiko. 

 Im Mikrozensus erfasst werden die Wohnkosten, jeweils aufge-

schlüsselt nach dem Gesamtbetrag kalte Betriebskosten, Gesamtbetrag 

warme Betriebskosten, der Bruttowarmmiete, den Betriebskosten die 
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nicht an Vermieter gehen sowie den kalten Nebenkosten, den warme 

Nebenkosten sowie dem Nettokaltmietbetrag. Zudem werden die Ge-

samtwohnkosten (Nettokaltmiete + gesamte kalte und warme Betriebs-

kosten) extra erhoben. Aus diesen detaillierten Informationen können 

sowohl Aussagen über die Gesamtmietkosten, als auch über deren Zu-

sammensetzung getroffen werden. 

 Neben der Gesamtmietkosten werde auch die Mietkosten pro Quad-

ratmeter für die Nettokalt-, Bruttokalt- und Bruttowarmmiete in Mietpreis-

klassen erfasst. Die Mietpreisklassen umfassen in der Regel eine Span-

ne von 0,50 €/m². Die kleinsten Bruttokaltmietpreise werden in der Kate-

gorie unter 4 €/m² zusammengefasst – die höchsten Bruttokaltmietpreise 

in der Kategorie 10,50 €/m² und mehr. 

 Die Wohnkosten werden bezüglich verschiedener Indikatoren 

(Haushaltsgröße, Einzugsjahr, Heizungsart, Wohnstatus, Einkommens-

klasse, Haushaltstyp etc.) untersucht und ins Verhältnis gesetzt.  

Andere Studien zeigen: Seit 2010 steigen Haus- und Wohnungspreise 

stark an und besonders in den Städten werden Wohnimmobilien immer 

beliebter als Kapitalanlage (BBSR 2016 S.91). Dabei steigen die Mieten 

stärker als die Einkommen, was zu sozialen Konflikten führen kann. In 

den nächsten Jahren wird die Anzahl an Haushalten, die auf Unterstüt-

zung des Staates bei der Wohnungsversorgung angewiesen sind, stei-

gen (RegioKontext 2011 S. 19). 

 Eine Methode zur Wohnversorgungsanalyse ist die Berechnung der 

Wohnkostenbelastung. Diese beschreibt, welchen Anteil des Nettohaus-

haltseinkommens für die Wohnkosten aufzubringen ist. Allgemein gilt, 

dass dieser nicht über 30 Prozent liegen sollte. Dies ist jedoch eine völ-

lig willkürliche Festlegung und kann auch mittlerweile von vielen Haus-

halten nicht mehr eingehalten werden. Wie hoch die Mietbelastung in 

den einzelnen Städten und für welche Haushaltsty-

pen/Einkommensklassen ist, wird in dieser Studie analysiert. Von ent-

scheidender Bedeutung ist dabei die Frage, wie viel vom Einkommen 

nach Abzug der Miete noch für den Haushalt zur Verfügung steht.  

 Fragen, die mit den Daten zu den Mietkosten, Miethöhen und Miet-

belastungsquoten beantwortet werden können, sind: Wie hoch ist die 

Mietbelastungsquote für die verschiedenen Einkommensklassen? 

Ist der Ansatz, dass Mieter nicht mehr als 30 Prozent des verfüg-

baren Nettoeinkommens für die Miete verwenden sollten realis-

tisch? Wie viele und welche Haushalte würden nach Abzug der 

Miete mit dem verfügbaren Resteinkommen bereits unter dem Ar-

beitslosengeld II Regelsatz liegen? In welchen Städten gibt es be-

sonders hohe Mieten? Wo einen Mangel an Wohnungen im nied-

rigen Preissegment?  
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2.2 Weitere Auswertungen für die 
Gesamtheit der Großstädte 

 

 Während die bisher beschriebenen Merkmale mit hohen Fallzahlen 

jeweils für unsere 77 Großstädte ausgewertet werden können, gibt es 

differenzierte sozialdemographische Merkmale, die in Bezug auf mögli-

che Zusammenhänge mit einzelnen Aspekten der Wohnungsversorgung 

nur für die Gesamtheit aller Datensätze der Großstädte ausgewertet 

werden können. Zu diesen Datensätzen gehören unter anderem Anga-

ben zu Transferleistungen (Arbeitslosengeld I und II, Aufstocker), Bezug 

von Wohngeld und anderen staatlichen Unterstützungsleistungen (z.B.: 

Hilfe zum Lebensunterhalt, besondere Lebenslagen, Grundsicherung, 

Leistungen nach Pflegestufen, Rente, sonstige öffentliche Leistungen 

(z.B. BAföG, Stipendium, Krankengeld, Asylleistungen).  

 Mit diesen Informationen sind vertiefende Analysen zur Wohnsitua-

tion von spezifischen Bedarfsgruppen und zur Wirkungsweise von aus-

gewählten sozial- und wohnungspolitischen Instrumenten möglich. Fol-

gende Fragen können beantwortet werden: Unterscheiden sich die 

Wohnsituationen zwischen Haushalten mit und ohne Migrationshinter-

grund? Wie hoch ist die Mietbelastung nach Wohngeldzahlungen? Wie-

viel Miete zahlen Transferleistungshaushalte? 
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3. Datenbasis und methodisches 
Vorgehen 

 

 

3.1 Beschreibung der Datenbasis 
 
 Für unsere Studie zur Analyse der Wohnverhältnisse in den 77 

deutschen Großstädten wurden Daten von insgesamt 110.518 Haushal-

ten des Mikrozensus 2014 herangezogen. 

 

 

3.1.1 Mikrozensus 

 

 Der Mikrozensus ist die größte regelmäßige Bevölkerungsumfrage 

in Deutschland. In ihr werden ca. ein Prozent der Bevölkerung erfasst, 

es besteht für die meisten Fragen Auskunftspflicht. Damit dient der Mik-

rozensus selbst für andere Umfragen als “Hochrechnungs-, Adjustie-

rungs- und Kontrollinstrument” (Statistisches Bundesamt 2015). So nutzt 

auch die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe den Mikrozensus, um 

die Ergebnisse hochzurechnen. Daher bietet es sich an, wenn möglich, 

den Mikrozensus als deutlich größere Stichprobe (380.000 vs 60.000 

Hauhalte) als „Original“ zu nutzen.  

 Die Erhebungseinheiten sind Wohnungen, Haushalte und Personen. 

Innerhalb der ausgewählten Haushalte findet eine Vollerhebung statt. 

Die Auswahleinheiten sind Auswahlbezirke in verschiedenen Schich-

ten/Größenklassen und umfassen bis zu zehn Wohnungen (ebda). Sie 

besitzen alle die gleiche Auswahlwahrscheinlichkeit, ein Prozent der 

Auswahlbezirke fließen in die Erhebung ein. Die meisten Angaben sind 

Pflichtangaben zu denen die Befragten nach dem Mikrozensusgesetz 

verpflichtet sind. Daher lassen sich mit dem Mikrozensus besonders gut 

tiefgliedrige repräsentative Analysen erstellen. 

 Der Mikrozensus ist damit die größte Bevölkerungsumfrage Euro-

pas. Er bietet vielfältige Analysemöglichkeiten von der Demographie, 

über die wirtschaftliche und soziale Situation bis hin zu den Arbeitsver-

hältnissen. Für diese Studie ist ausschlaggebend, dass die Befragungen 

des Mikrozensus alle vier Jahre durch eine Zusatzerhebung zur Wohnsi-

tuation ergänzt werden. Die letzte Zusatzerhebung fand im Jahr 2014 

statt (Statistisches Bundesamt 2014a). Der Mikrozensus bietet sich da-

her an, die Wohnsitutation der Haushalte zu untersuchen, da anders als 

in dem Verbraucherpreisindex die Informationen auf Haushaltsebene 

vorliegen und auch Bestandsmieten berücksichtigt werden, sie können 
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außerdem mit weiteren Merkmalen der Haushalte in Verbindung gesetzt 

werden. Der Mikrozensus wird gleitend über das ganze Jahr erstellt, sich 

draus ergebende Analysemöglichkeiten sind für diese Studie allerdings 

nicht relevant. Als Haushalte gelten im Mikrozensus zusammen woh-

nende und wirtschaftende Gemeinschaften (Lengerer et al. 2005; Statis-

tisches Bundesamt 2014b). 

 Trotz sorgfältiger Überprüfung der Auswahlmethoden (Afenta-

kis/Bihler: 2005), enthält eine Stichprobe immer Zufallsfehler. So lässt 

sich mit dem hochgerechneten Wert vielmehr der Raum abschätzen, in 

dem der wahre Wert mit einer bestimmten Wahrscheinlichkeit liegt. Als 

Anhaltspunkt dient hier der Standardfehler. Bei ausreichend großer 

Stichprobe liegt der „wahre Wert“ zu 68 Prozent im Beriech des einfa-

chen, zu 95 Prozent im Bereich des zweifachen Standardfehlers. Dieser 

kann für bestimmte Bevölkerungsgruppen und Hochrechnungsgrößen 

im Anhang des Qualitätsberichts zum Mikrozensus nachvollzogen wer-

den (Statistisches Bundesamt 2014a, Anhang A). Um möglichst genau 

am wahren Wert zu liegen, wird über Hochrechnungsgewichte versucht 

stichprobenbedingte und nicht-stichprobenbedingte Fehler auszuglei-

chen. Dazu werden im ersten Schritt die Ausfälle kompensiert und im 

zweiten Schritt die Stichprobe an bekannte Eckwerte der Bevölkerungs-

statistik und die Anteile des Ausländerzentralregisters angepasst. Zu-

sätzlich sind Hochrechnungsgewichte von Nöten, um nicht nur Aussa-

gen über Anteile, sondern auch über absolute Zahlen der Grundgesamt-

heit tätigen zu können. 

 Anpassungen werden sowohl auf Kreisebene (Christians et al. 

2009) als auch mit Hilfe größerer Anpassungsschichten auf Bundesebe-

ne durchgeführt (Statistische Ämter des Bundes und der Länder: 2017). 

Für unsere Analyse wurden die Gewichtungen auf Kreisebene herange-

zogen. Über die Gewichtung hinaus wird das Stichprobendesign für die 

deskriptive Statistik allerdings nicht weiter berücksichtigt, sondern die 

Stichprobe behandelt als sei sie eine einfache Zufallsziehung. Die Be-

rechnung neuer Gewichtungsfaktoren für die verschiedenen Stufen der 

Stichprobe würde den Umfang des Forschungsvorhabens sprengen. 

Damit bewegen wir uns innerhalb der Methodik der Amtsstatistik. Durch 

die hohe Fallzahl, Gewichtung und die Methode der Stichprobenziehung 

ist dies ausreichend.   
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3.1.2 Grundgesamtheit Großstädte 

 

 Untersuchungsgegenstand dieser Studie sind deutsche Großstädte. 

Eine Großstadt ist eine Gemeinde mit mindestens 100.000 Einwoh-

ner*innen (Mittelstadt: 20.000 bis unter 100.000, Kleinstadt: 5.000 bis 

unter 20.000) (BBSR 2012 S.30).    

 Die Liste der Großstädte unterliegt leichten jährlichen Schwankun-

gen, aufgrund fluktuierender Bevölkerungszahlen. So lag Hildesheim 

2010 mit 102.794 Einwohner*innen über, 2014 mit 99.979 unter und 

2015 mit 101.667 wieder über der 100.000-Marke. Cottbus beispielswei-

se lag 2010 mit 102.091 noch über, 2014 mit 99.491 jedoch wieder unter 

dieser (Statistisches Bundesamt 2017). Da der Mikrozensus 2014 die 

Datengrundlage dieser Studie bildet, wurden auch nur die 77 Städte 

miteinbezogen, die Ende 2014 über der 100.000-Marke lagen. Diese 77 

untersuchten Großstädte verfügten zusammen über 25.368.317 Ein-

wohner*innen und stellen damit ca. 31,2 Prozent der Gesamtbevölke-

rung von Deutschland dar (2014: 81.197.537). Im Mikrozensus werden 

die Großstädte nach Einwohnerzahl Mitte 2014 zugeordnet. Hier musste 

manuell nachkategorisiert werden. Als Großstädte gelten in unserer 

Auswertung kreisfreie Großstädte, sowie alle großstädtischen Gemein-

den innerhalb von Kreisen.1 

 Von den 77 Städten liegen 67 in den Alten und 10 in den Neuen 

Bundesländern. 14 Städte zählen zu den sogenannten „großen Groß-

städten“ mit mehr als 500.000 Einwohner, vier davon (Berlin, Hamburg, 

München und Köln) haben mehr als eine Million Einwohner.  

69 Städte sind kreisfrei, sechs Städte kreisangehörig (Neuss, Pader-

born, Recklinghausen, Bergisch Gladbach, Moers, Siegen) und drei bil-

den einen „Kommunalverband besonderer Art“, der auch als Regional-

kreis bezeichnet wird (Hannover, Aachen, Saarbrücken).  

 

 Tabelle 1 Verteilung der Bevölkerung nach Gemeindetyp 2014 

 

Einwohner*innen  

in Millionen 

Prozent der  

Gesamtbevölkerung 

Großstadt 25.368.317 31,2 

Mittelstadt 22.170.244 27,3 

Kleinstadt 21.736.842 26,8 

Landgemeinden 11.922.134 14,7 

Gesamt 81.197.537  

Quelle: Statistisches Bundesamt 2017, eigene Berechnung

                                                 
1 Diese Erfassung von Großstädten über den Gemeindetyp Großstadt innerhalb eines Kreises, an-

statt direkt über die Gemeinde ist erforderlich geworden, da die Gemeinden aus datenschutz-
rechtlichen Gründen nicht im uns bereitgestellten Datensatz vorhanden sind. 
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Liste der 77 Großstädte in  

Deutschland (Stand: 31.12.2014) 2 

 

 Stadt EW in Mio. BL 

1 Berlin 3.469.849 BE 

2 Hamburg 1.762.791 HH 

3 München 1.429.584 BY 

4 Köln 1.046.680 NW 

5 Frankfurt am Main 717.624 HE 

6 Stuttgart 612.441 BW 

7 Düsseldorf 604.527 NW 

8 Dortmund 580.511 NW 

9 Essen 573.784 NW 

10 Bremen 551.767 HB 

11 Leipzig 544.479 SN 

12 Dresden 536.308 SN 

13 Hannover 523.642 NI 

14 Nürnberg 501.072 BY 

15 Duisburg 485.465 NW 

16 Bochum 361.876 NW 

17 Wuppertal 345.425 NW 

18 Bielefeld 329.782 NW 

19 Bonn 313.958 NW 

20 Münster 302.178 NW 

21 Karlsruhe 300.051 BW 

22 Mannheim 299.844 BW 

23 Augsburg 281.111 BY 

24 Wiesbaden 275.116 HE 

25 Gelsenkirchen 257.651 NW 

26 Mönchengladbach 256.853 NW 

27 Braunschweig 248.502 NI 

28 Chemnitz 243.521 SN 

29 Aachen 243.336 NW 

30 Kiel 243.148 SH 

31 Halle (Saale) 232.470 ST 

32 Magdeburg 232.306 ST 

33 Krefeld 222.500 NW 

34 Freiburg 222.203 BW 

35 Lübeck 214.420 SH 

36 Oberhausen 209.292 NW 

37 Mainz 206.991 RP 

38 Erfurt 206.219 TH 

39 Rostock 204.167 MV 

              
2 Die Einwohnerdaten des Zensus beziehen sich auf den 

30.06.2014. 

40 Kassel 194.747 HE 

41 Hagen 186.716 NW 

42 Saarbrücken 176.926 SL 

43 Hamm 176.580 NW 

44 Mülheim a. d. Ruhr 167.108 NW 

45 Potsdam 164.042 BB 

46 Ludwigshafen am Rhein 163.832 RP 

47 Leverkusen 161.540 NW 

48 Oldenburg 160.907 NI 

49 Osnabrück 156.897 NI 

50 Solingen 156.771 NW 

51 Heidelberg 154.715 BW 

52 Herne 154.608 NW 

53 Neuss 152.644 NW 

54 Darmstadt 151.879 HE 

55 Paderborn 145.176 NW 

56 Regensburg 142.292 BY 

57 Ingolstadt 131.002 BY 

58 Würzburg 124.219 BY 

59 Wolfsburg 123.027 NI 

60 Fürth 121.519 BY 

61 Offenbach am Main 120.988 HE 

62 Ulm 120.714 BW 

63 Heilbronn 119.841 BW 

64 Pforzheim 119.291 BW 

65 Göttingen 117.665 NI 

66 Bottrop 116.017 NW 

67 Recklinghausen 114.147 NW 

68 Reutlingen 112.452 BW 

69 Koblenz 111.434 RP 

70 Bremerhaven 110.121 HB 

71 Bergisch Gladbach 109.697 NW 

72 Remscheid 109.009 NW 

73 Trier 108.472 RP 

74 Jena 108.207 TH 

75 Erlangen 106.423 BY 

76 Moers 102.923 NW 

77 Siegen 100.325 NW 

 Gesamt 25.368.317 

Quelle: BBSR 2014a, eigene Darstellung 
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Bevölkerungsentwicklung der Großstädte 2009 – 2014  

 

 Das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) un-

tersucht fortwährend die Bevölkerungsentwicklung in deutschen Ge-

meinden und hat dafür eine Fünf-Stufen-Skala entwickelt (überdurch-

schnittlich wachsend, wachsend, keine eindeutige Entwicklungsrichtung, 

schrumpfend, überdurchschnittlich schrumpfend) (BBSR 2014a). Eine 

Tabelle mit allen Städten und ihrer entsprechenden Einordnung in diese 

Skala befindet sich im Anhang. Folgend eine Zusammenfassung:  

 

 Tabelle 2 Bevölkerungsentwicklung der Großstädte 2009 – 2014 

 
Anzahl EW in Mio. 

Prozent der 

Großstädte (EW) 

Prozent der Gesamt-

bevölkerung (EW) 

überdurchschnittlich 

wachsend 
27 11.873.160 46,8 14,6 

Wachsend 

 
32 9.870.358 38,9 12,2 

keine eindeutige  

Entwicklungsrichtung 
9 1.976.776 7,8 2,4 

Schrumpfend 

 
9 1.648.023 6,5 2,0 

Gesamt 
 

25.368.317 
 

31,2 

Quelle: BBSR 2014a, eigene Berechnung 

 

 27 der 77 Großstädte sind von 2009 bis 2014 überdurchschnittlich 

gewachsen, 32 gewachsen. Dies repräsentiert bereits 85,7 Prozent der 

Großstadtbewohner*innen in Deutschland und 26,8 Prozent der Ge-

samtbevölkerung. In diesen 59 Städten kann mit zunehmenden Span-

nungen auf dem Wohnungsmarkt gerechnet werden. Alle Städte mit 

mehr als 500.000 Einwohner*innen liegen in den Bereichen überdurch-

schnittlich wachsend bzw. wachsend. Drei (Berlin, München, Köln) der 

vier Millionenstädte im Bereich überdurchschnittlich wachsend.  

 Von den 10 Städten aus den Neuen Bundesländern sind vier über-

durchschnittlich und fünf wachsend. Nur Halle blieb in den untersuchten 

Jahren ohne eindeutige Entwicklungsrichtung. Das zeigt, dass der Trend 

in die Städte zu ziehen in ganz Deutschland zu beobachten ist.  

 In neun Städten gab es eine schrumpfende Bevölkerungsentwick-

lung, in neun weiteren blieb sie ohne eindeutige Entwicklungsrichtung. 

Diese beiden Kategorien konzentrieren sich vor allem auf die Mitte 

Deutschlands und Nordrhein-Westfalen (speziell das Ruhrgebiet). Keine 

der untersuchten Großstädte gehört der Kategorie „stark schrumpfend“ 

an.   
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Karte 1 Bevölkerungsentwicklung dt. Großstädte 2009 - 2014 
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  Tabelle 3 Anzahl der Haushalte in den 77 Großstädten 2014 

(Hauptwohnsitz) 

Bundesland Haushalte Bundesland Haushalte 

Nordrhein-Westfalen  4.046.455 Rheinland-Pfalz 286.986 

Berlin 1.865.572 Sachsen-Anhalt 260.053 

Bayern 1.566.677 Schleswig-Holstein 250.309 

Baden-Württemberg 1.064.306 Thüringen 172.866 

Hamburg 933.096 Mecklenburg-Vorpommern 115.923 

Hessen 750.624 Saarland 96.315 

Niedersachsen 734.865 Brandenburg 83.914 

Sachsen 732.112 
  

Bremen 352.165 Gesamt 13.312.236 

Quelle: Mikrozensus 2014, eigene Berechnung 

 

Einordnung der Großstädte nach Wohnungsmarktregionstypen  

 

 Das BBSR entwickelte zur Wohnungsmarktanalyse das Modell der 

Wohnungsmarktregionstypen. Die Grundlage der Wohnungsmarktregi-

onstypen bildet die deutschlandweit flächendeckende räumliche Auftei-

lung in 266 Stadt-Land-Regionen, mit dem Ziel wachsende, stabile und 

schrumpfende Regionen zu unterscheiden (analog zur Bevölkerungs-

entwicklung).  

 Die Betrachtung auf Regionsebene, die in der Regel mehrere Ge-

meinden einschließt, ist v.a. in Stadt-Umlandregionen von Interesse, da 

die „Märkte kaum durch Verwaltungsgrenzen eingeschränkt“ werden 

und die „Aktionsräume von Haushalten und der Suchradius bei einem 

Wohnungswechsel“ mehrere Gemeinden in einer Region betreffen kön-

nen (BBSR 2012 S.68). Die Wohnungsmarktregionstypen ermöglichen 

so eine umfassendere und großflächigere Betrachtung von Wohnungs-

marktentwicklungen.  

 Zur Wohnungsmarktbeschreibung wird dabei auf direkte Woh-

nungsmarktindikatoren wie z.B. Bautätigkeit oder Immobilienpreisent-

wicklung verzichtet. Stattdessen werden demographische und sozi-

ökonomische Indikatoren herangezogen:  

- Bevölkerungsentwicklung 

- Gesamtwanderungssaldo 

- Arbeitsplatzentwicklung 

- Arbeitslosenquote 

- Realsteuerkraft 

- Kaufkraft  
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 Auf diese Weise können die Regionen in fünf Typen eingeteilt wer-

den: überdurchschnittlich wachsend, wachsend, keine eindeutige Ent-

wicklungsrichtung, schrumpfend, überdurchschnittlich schrumpfend (sie-

he Karte). 

 Von den 77 Städten sind 31 überdurchschnittlich wachsend und 23 

wachsend. Das heißt in mindestens 54 Städten kann mit hoher Wahr-

scheinlichkeit von einem angespannten Wohnungsmarkt ausgegangen 

werden.  

 13 Städte besitzen einen schrumpfenden Wohnungsmarkt. Davon 

liegen drei in Ostdeutschland und acht in Nordrhein-Westfalen. Von den 

10 Städten ohne einheitliche Entwicklungsrichtung liegen ebenfalls sie-

ben in Nordrhein-Westfalen. 

 

 Tabelle 4 Wohnungsmarktregionstypen 2009 - 2014 

 
Anzahl EW in Mio. 

Prozent der 

Großstädte 

(EW) 

Prozent der 

Gesamtbe-

völkerung 

(EW) 

überdurchschnittlich 

wachsend 
31 13.613.140 53,7 16,8 

wachsend 23 6.814.342 26,9 8,4 

keine eindeutige  

Entwicklungsrichtung 
10 2.336.787 9,2 2,9 

schrumpfend 13 2.604.048 10,3 3,2 

Gesamt 
 

25.368.317 
 

31,2 

Quelle: BBSR 2014b, eigene Berechnung 
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Karte 2 Wohnungsmarktregionstypen dt. Großstädte 2009 - 2014 
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3.2 Vorgehensweise  
 

Datenzugang Mikrozensus am Forschungsdatenzentrum 

 

 Der Antrag zur „Nutzung von Mikrodaten für wissenschaftliche For-

schungsprojekte“ bei den „Statischen Ämtern des Bundes und der Län-

der – Forschungsdatenzentren“ wurde am 13.01.2017 gestellt und 

durchlief anschließend ein zweimonatiges Genehmigungsverfahren, so 

dass die Arbeit am Forschungsdatenzentrum (Standort Berlin) erstmalig 

am 16.03.2017 aufgenommen werden konnte.  

 Hierfür wurde ein Gastwissenschaftlerarbeiterplatz für die Autoren 

Stephan Junker und Kevin Neitzel eingerichtet. Sie mussten sich schrift-

lich nach § 16 Abs. 7 des Bundesstatistikgesetzes (BstatG) auf die ge-

wissenhafte Einhaltung der ihnen obliegenden Geheimhaltung verpflich-

ten. Es gelten § 203 StGB (Verletzung von Privatgeheimnissen) und § 

204 StGB (Verwertung fremder Geheimnisse). Dabei gilt es eine Reihe 

von Regeln und Verhaltensweisen einzuhalten. So dürfen Daten auf ex-

ternen Datenträgern nur nach vorheriger Prüfung durch das FDZ-

Personal mit an den Arbeitsplatz genommen werden und dies nur, wenn 

durch die Verknüpfung mit den Daten vor Ort kein Bezug zu Einzelsub-

jekten erstellt werden kann. Zudem gibt es an den Arbeitsplätzen keinen 

Internetzugang, so dass es nicht möglich ist, zeitnah nach Lösungen bei 

bestimmten Codierungsproblemen zu suchen.  

 Die im Stata-Format vorliegenden Rohdaten müssen einer Reihe 

von umfangreichen Analyseketten unterzogen werden, bevor mit ihnen 

gearbeitet werden kann. Für unsere teils sehr speziellen Forschungsfra-

gen ergaben sich so langwierige Codierungssitzungen. Im Rahmen die-

ser Studie wurden ca. 6000 Zeilen Programmcode in Stata geschrieben 

und ca. 3500 Zeilen zur Dokumentation dieser.  

 Die Datenstruktur des Mikrozensus ist komplex, da dieser sowohl 

Haushalte, Individuen als auch Wohnungen beinhaltet. Bei einer ersten 

Nutzung des Mikrozensus ist anfangs schwierig festzustellen, welche 

Filter verwendet werden müssen. Das Paneldesign ist bei der Zufalls-

auswahl auf Haushalte bezogen. Dies führt dazu, dass Haushalte und 

Individuen mehrfach im Mikrozensus vorhanden sein können, wenn sie 

sowohl am Haupt- als auch am Nebenwohnsitz befragt wurden, auch 

hier muss die Filterung beachtet werden. Zusätzlich sind einigen Daten 

zwar auf Individualebene vorhanden, jedoch nicht aggregiert auf Woh-

nungs- und/oder Haushaltsebene. Bei einer Filterung der Daten auf die-

sen Ebenen würden also wichtige Daten verloren gehen: Zum Beispiel 

die Altersstruktur der Haushalte, diese macht es erforderlich Daten erst 

auf der höheren Ebene zu aggregieren. Im Mikrozensus sind Identifikati-
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onsnummern nicht standardmäßig vorhanden. Diese müssen erst co-

diert werden. Im FDZ ist dafür bereits Code vorhanden. Dieser stellte 

sich aber im Rahmen der Analyse als nicht vollständig heraus und 

musste erst mit Hilfe des statistischen Landesamtes in NRW angepasst 

werden. 

 

Prüfungen 

 

 Um Ergebnisse aus den Analysen für die Mitnahme zu exportieren 

müssen diese zuerst durch das FDZ-Personal auf geheim zu haltende 

Fälle im Vier-Augen-Prinzip überprüft werden, was mitunter mehrere 

Wochen in Anspruch nehmen kann. Besonderen Stellenwert haben 

hierbei die Fallzahlen, die bei sämtlichen Outputdaten nicht unter vier 

fallen dürfen. Hierbei muss vor allem langfristig geplant werden, was im 

Einzelfall durchaus schwierig sein kann, da erst im Codierungsprozess 

bzw. während des Verfassens der Studie neue Ideen/Probleme auftau-

chen. Wurden bereits bestimmte Daten exportiert, könnte es unter Um-

ständen nicht mehr möglich sein, diese noch einmal für eine ande-

re/erweiterte Fragestellung mit einer etwas anderen Codierung zu expor-

tieren, da durch die Differenz der beiden Exporte Rückschlüsse auf Ein-

zelfälle gezogen werden kann, was der Datenschutz nicht erlauben wür-

de. Es ist daher äußerst schwierig vor Ort ohne Zugang zu anderen Da-

ten/Studien mit den Mikrodaten zu arbeiten und sie so aufzubereiten, 

dass sowohl der Datenschutz gewährleistet ist und gleichzeitig sämtliche 

Forschungsfragen damit beantwortet werden können. 

 Weiterhin müssen die Daten für die weitere Verarbeitung in Excel 

oder GIS in einem bestimmten Format vorliegen. Dieses gibt Stata nicht 

standardmäßig aus. Daher mussten Erweiterungen des Programms 

(tabout) beim Forschungsdatenzentrum installiert werden. Dies stellte 

sich als langwieriger Prozess heraus, bezüglich der Installation selbst, 

sowie der Erstellung neuer Codierungen.  

 

 

3.3 Erfassung von Einkommen, Armut und 
Mietbelastungsquote 
 

 Die Erfassung von Einkommen und die Bestimmung von Armuts-

grenzen, sowie die Definition von Leistbarkeitsgrenzen der Mietbelas-

tung sind für die Ziele der Studie von besonderer Bedeutung, da sie als 

unmittelbare Indikatoren für die Analyse von Lebenslagen und Ungleich-

heiten im Bereich der Wohnungsversorgung stehen.  
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3.3.1 Erfassung von Einkommen in der Studie 
 

 Die Auswertung von Einkommensdaten zur Analyse der sozialen 

Lage ist für das Forschungsprojekt von zentraler Bedeutung. Bei der 

Bestimmung und Einordnung von haushaltsspezifischen Einkommenssi-

tuationen, stellen sich verschiedene methodische Herausforderungen. 

 Im Mikrozensus wird sowohl das individuelle als auch das Haus-

haltsnettoeinkommen kategorial abgefragt und erfasst. Dabei werden 

auch einige Einkommensquellen abgefragt. Im Vergleich zum Sozio-

Ökonomischen Panel wird aber nicht versucht alle Einkommensquellen 

zu erfassen. Außerdem wird nicht die Höhe des Einkommens aus den 

jeweiligen Quellen erfragt und daraus das gesamte Einkommen errech-

net, sondern dieses direkt pauschal abgefragt. Da unregelmäßige Ein-

kommen nicht mit einbezogen werden, ebenso wie die Einkommen wei-

terer Haushaltsmitglieder neben der hauptverdienenden Person, wird 

das Einkommen im Mikrozensus unterschätzt, dies beeinträchtigt zwar 

nicht die relative Einkommensverteilung (Munz 2009a), jedoch das Ein-

kommensniveau (Stauder/Hüning 2004). Daher wird auch die Mietbelas-

tungsquote wahrscheinlich überschätzt.  

 Auch Einkommen aus selbstgenutztem Mieteigentum (imputed rent) 

kann mit den Daten des Mikrozensus nicht berücksichtigt werden, auch 

dies hat Auswirkungen auf die relative Armutsgrenze und Einkommens-

verteilung (Frick/Grabka 2001). 

 Im Mikrozensus stehen für die Einkommenserfassung insgesamt 24 

Kategorien bereit. Die Spannbreite der darin erfassten Einkommen ist 

anfangs sehr klein (150 Euro) und vergrößert sich mit zunehmenden 

Einkommen langsam auf bis zu 8000 Euro und wird ab 18.000 Euro 

nicht mehr weiter differenziert. Aus Gründen des Datenschutzes und zu 

geringer Fallzahlen, um gemeingültige Aussagen auf Ebene der Groß-

städte treffen zu können, wurde die Einkommenserfassung weiter ver-

gröbert. So erfassen wir Einkommen in 16 Kategorien von „unter 700 

Euro“ bis „über 5.500 Euro“, mit einer zunehmenden Größe der Katego-

rien. Da unsere Auswertung auf Haushaltsebene basiert, ist das Haus-

haltsnettoeinkommen Ausgangspunkt der Untersuchungen. Allerdings 

ist allein ein Vergleich der Haushaltseinkommen wenig sinnvoll, da ab-

hängig von der Größe des Haushaltes sowohl Einsparungseffekte als 

auch Mehrbedarfe entstehen. Ein Zweipersonenhaushalt mit zwei Er-

wachsenen hat einen höheren Bedarf als ein Einpersonenhaushalt. Al-

lerdings ist dieser weniger als doppelt so viel, da durch das gemeinsame 

wirtschaften auch Einsparungseffekte gegenüber zwei Einpersonen-

haushalten auftreten. Weiterhin hat auch die Haushaltsstruktur einen 
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Einfluss auf die Bedarfe, so benötigen jüngere Kinder einen geringeren 

Teil vom Einkommen als ältere. Daher sollte neben dem Einkommen 

zumindest die Haushaltsgröße und zum Teil die Haushaltszusammen-

setzung berücksichtigt werden. Dies geschieht entweder darüber, dass 

Einkommen und Haushaltsgröße zusammen betrachtet werden oder 

aber über Berechnung von Äquivalenzeinkommen. 

 Genutzt wurde dazu das modifizierte Äquivalenzgewicht, welches 

die OECD vorschlägt. Dabei zählt die erste Person ab 14 Jahre im 

Haushalt mit einem Gewicht von 1 und jede weitere mit einem Gewicht 

von 0,5. Personen bis einschließlich 13 Jahren werden mit 0,3 gewich-

tet. Damit geht das OECD Gewicht von relativ geringen Kosten für Kin-

der und hohen Einsparungen durch gemeinsames wirtschaften aus. Das 

McClements Gewicht beispielsweise setzt diese geringer an und erfasst 

Einkommen differenzierter. Bedarfe die durch Krankheiten, körperliche 

Einschränkungen oder das Merkmal „Alleinerziehend“ entstehen werden 

dabei allerdings auch nicht berücksichtigt. Unterschiedliche Bedarfsge-

wichtungen beeinflussen die Einkommensverteilung.  

 Um die sozialen Verhältnisse der Haushalte zueinander besser ab-

bilden zu können, erfolgt zusätzlich ein Großteil der Auswertung in Be-

zug auf Einkommen an Hand relativer Einkommensmaße. Diese bilden 

das Einkommensverhältnis innerhalb der gesellschaftlichen Einkom-

mensverteilung ab. Des Weiteren sind Einkommenskategorien relativ zu 

gesetzlich festgelegten Einkommensgrenzen bestimmt:  

1. in Prozent bezogen auf das Wohnraumförderungsgesetz §9 

(Wohnberechtigungsschein) 

2. falls verfügbares Resteinkommen nach Abzug der Miete unter 

Hartz IV Regelsatz fällt. 

 

3.3.2 Definition von (Einkommens-)Armut und relative 
Einkommen 
 

 Die meisten Studien gehen davon aus, dass Einkommen in markt-

förmig organisierten Gesellschaften die Lebenslage determiniert und als 

der entscheidende Indikator zur Bestimmung von Armut anzusehen ist.  

In der sozialwissenschaftlichen Diskussion um die Bestimmung von Ar-

mut stehen sich Ansätze einer absoluten Armut, einer relativen Armut 

bzw. Armutsgefährdung und einer administrativ definierten Armutsgren-

ze gegenüber1.  

                                                 
1  Allen drei Formen der statistischen Armutsbestimmung eigen ist die mangelnde Berücksichtigung 

von Kontextbedingungen der jeweiligen Lebenslagen. Stattdessen werden multidimensionale Ar-

mutskonzepte entwickelt, die über die Einkommenshöhe hinausgehen und weitere Dimensionen 
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 Die Messung von Armut kann dabei niemals objektiv sein, weil sie 

den Wertüberzeugungen der jeweils genutzten Definition unterliegt 

(Hauser 2008: 94). Während vor allem internationale Studien der Ar-

mutsforschung vielfach absolute Armutsgrenzen benutzen (z.B. Ein-

kommen von weniger als 1,25 US-Dollar pro Tag), haben sich in den 

Studien in Wohlstandsgesellschaften wie Deutschland eher relative An-

sätze durchgesetzt. Als relativ arm oder armutsgefährdet gelten hierbei 

Haushalte, deren Einkommen einen bestimmten Prozentsatz des mittle-

ren Einkommens (z.B. weniger als 60 Prozent) unterschreiten. Daneben 

existieren in Ländern mit sozialen Absicherungssystemen oftmals admi-

nistrativ definierte Einkommensgrenzen, aus denen sich Berechtigungen 

für den Bezug von Sozialleistungen ableiten. 

 Zur Definition von Einkommensarmut werden daher verschiedene 

Kennzahlen herangezogen: 

 1. Die Berechnungsgrundlage für den Hartz IV Regelsatz. 

 2. Die Definition der Armutsgefährdung der EU, diese beginnt bei ei-

nem Äquivalenzeinkommen von weniger als 60 Prozent des Medians 

der Äquivalenzeinkommen der Bevölkerung in Privathaushalten am Ort 

der Hauptwohnung oder der gesamten Bundesrepublik. Das Äquiva-

lenzeinkommen wird auf Basis der neuen OECD-Skala berechnet. 

 Die Definition von Einkommensarmut an Hand des Medians berück-

sichtigt vor allem mittlere Einkommen. Durch Einkommensveränderun-

gen in den höchsten oder niedrigsten Zentilen wird dieser nicht verän-

dert. Eine Definition an Hand des Durchschnittseinkommens reagiert 

auch auf Veränderungen in diesen Bereichen empfindlich. Das Durch-

schnittseinkommen ist in Deutschland immer höher als das Medianein-

kommen, weil die Ausreißer im hohen Einkommensbereich größer sind. 

Daher reagiert das arithmetische Mittel auf relative Einkommensverän-

derungen im niedrigeren Bereich weniger stark als im hohen Einkom-

mensbereich. (Eggen 2006).  

 Der Median ist daher dem arithmetischen Mittel vorzuziehen, da das 

Medianeinkommen das Mindesteinkommen definiert, welches das obere 

50 Prozent der jeweils ausgewählten Grundgesamtheit zur Verfügung 

hat, während das Durchschnittseinkommen einem wesentlich geringe-

rem Anteil der Bevölkerung zur Verfügung steht. 

 Allerdings wird mit dem Medianeinkommen wenig über die Einkom-

mensverteilung ausgesagt, werden nicht noch zusätzliche Kennzahlen 

wie Mindest- oder Höchstwerte herangezogen. In unserer Studie wird 

                                                               
berücksichtigen, die die jeweilige Lebenslage bestimmen (Pi Alperin 2008). So schlägt etwa 

Amartya Sen in ihrem capability Ansatz vor, individuelle Ressourcen und unterschiedlichen Le-

benslagen (z.B. Krankheit) sowie die institutionellen Bedingungen (z.B. allgemeine Gesundheits-

versorgung) stärker zu berücksichtigen (Sen 1997).   
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dies berücksichtigt indem neben der Armutsgefährdeten Gruppe (60 

Prozent des Medianeinkommens) in 20 Prozent Schritten weitere Ein-

kommensgruppen angegeben werden. Für diese Gruppen werden dann 

verschiedene Kennzahlen des Wohnverhältnisses angegeben, unter an-

derem die mittlere Wohnbelastungsquote (ebenfalls definiert als Medi-

an). 

 Eine weitere qualitative Grenze zur Betrachtung von niedrigen Ein-

kommen bietet das politisch in der Sozialgesetzgebung festgelegte Exis-

tenzminimum. Dieses umfasst allerdings nicht die Wohnkosten, die 

Übernahme dieser ist gesondert geregelt und die Höhe regional ver-

schieden. Die Differenz des gesamten Einkommens und den Wohnkos-

ten sollten die im SGB XII festgelegten Sätze zum Lebensunterhalt nicht 

unterschreiten, geschieht dies doch kann ausgehend von der Gesetzes-

lage davon ausgegangen werden, dass dies politisch nicht gewollt ist. 

Daher werden die Wohnverhältnisse auch in Bezug auf Über- und Un-

terschreitung dieser Einkommensgrenze untersucht. 

 Die Berechnung der Armutsgefährdung beruht auf Daten des Mikro-

zensus. Als Pflichtbefragung erfasst dieser auch niedrigere und höhere 

Einkommen. Diese werden auf Grund der gesetzlichen Anforderungen 

allerdings in Einkommensklassen erhoben und auf Grund der Nichter-

fassung der einzelnen Einkommensbestandteile wird die Höhe des Ein-

kommens unterschätzt (siehe 3.3.1). Um dennoch den Median und da-

rauf aufbauend die Armutsgrenze berechnen zu können, wurde auf ein 

Verfahren von Eva Munz (2009b) zurückgegriffen. Dabei werden die Un-

ter- und Obergrenze der Einkommensklasse in der sich ein Haushalt be-

findet mit dem Kehrwert des entsprechenden Äquivalenzgewichts multi-

pliziert. Nun wird allen Haushalten mit dem gleichen Äquivalenzgewicht, 

die in der gleichen Einkommensklasse sind, per Zufall gleichverteilt eine 

Zahl zwischen der Klassen Ober- und Untergrenze zugewiesen2. Mit 

diesen absoluten Werten kann nun der gewichtete3 Median berechnet 

werden. Nimmt man nun 60 Prozent des Ergebnisses, so erhält man 

den Wert der Armutsschwelle. 

 Neben der Kategorie unter 60 Prozent des Medianeinkommens 

wurden in 20 Prozent Schritten weitere Kategorien festgelegt. Nicht je-

der Haushalt kann dabei genau zugeordnet werden, da die Grenze zwi-

schen zwei Kategorien genau innerhalb einer Einkommensklasse liegen 

                                                 
2 Für die unterste Klasse wird die Einkommensuntergrenze bei null Euro gesetzt. Dies ist zwar 

unrealistisch, beeinflusst aber nicht die Berechnungen des Medians, welcher mittlere Einkommen 
berücksichtigt. Bei der Bestimmung der Obergrenze der höchsten Klasse wurde auf einen 
anderen Vorschlag zur Berechnung des Medians beim Mikrozensus zurückgegriffen (gesis 2017), 
hier wird der obere Rand der obersten Einkommensklasse als 1,5faches der unteren Grenze 
festgelegt.   

3 Je nachdem, ob der Einkommensmedian einer Stadt oder der Bundesrepublik insgesamt 
berechnet wurde, wurde auf das vom Mikrozensus bereit gestellte Gewicht für die Hochrechnung 
auf Bundesebene bzw. Kreisebene zurückgegriffen. 
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kann. Daher wurde die Wahrscheinlichkeit zwischen 1 und 0 in eine der 

Kategorien zu fallen berechnet und bei Hochrechnungen mit dem Hoch-

rechnungsgewicht multipliziert. Dieses Verfahren wurde sowohl auf die 

einzelnen Städte als auch für die Bundesrepublik angewandt. So können 

wir die relative Einordnung zum Medianeinkommen sowohl mit Bezug 

auf die Bundesrepublik als auch für den Wohnort vornehmen. 

 Die Erfassung der Einkommenskategorien relativ zu den im Wohn-

raumfördergesetz angegebenen Grenzen (§9 WoFG) wurde vorgenom-

men, indem mit den vorhandenen Daten die Bemessungsgrundlage für 

die im Mikrozensus vorhandenen Haushalte operationalisiert wurde. Für 

die Ausnahmeregelungen für Kinder ab 18 und unter 25 (§32 Abs. 4 

EStG) ist dies nicht gelungen. Nach der Berechnung der für die jeweilige 

Haushaltsgröße und Zusammensetzung vorgeschriebenen Einkom-

mensgrenze wurde das tatsächliche Einkommen der Haushalte dazu in 

Beziehung gesetzt. Diese Orientierung an den Einkommensgrenzen des 

WoFG ist insofern relevant, da nach ihnen bestimmt wird, ob Haushalte 

einen Wohnberechtigungsschein erlangen können und damit die Er-

laubnis erhalten im gebundenen sozialen Wohnungsbau zu wohnen. So 

kann nachvollzogen werden, ob bezogen auf die Wohnverhältnisse und 

Mietbelastungen der Haushalte, sozialer Wohnungsbau für Abhilfe 

schaffen kann und ob dabei bestimmten Gruppen besondere Beachtung 

geschenkt werden muss, weil sie von der Miete besonders stark belastet 

werden. Zum Beispiel Haushalte mit unter 80 Prozent des nach WoFG 

erlaubten Einkommens im Gegensatz zu Haushalten mit über 140 Pro-

zent4. 

 Die Erfassung von Armut als Einkommensarmut unabhängig von 

den Bedarfen der Haushalte, bedeutet eine konservative Schätzung für 

den Regelungs- und Handlungsbedarf für eine armutsfeste Wohnraum-

versorgung. So müssten Programme nicht nur berücksichtigen, dass je 

nach Alter oder körperlichen Fähigkeiten andere Bedarfe der Wohnaus-

stattung entstehen, sondern zusätzlich mit dem nach der Mietzahlung 

verbliebenen Einkommen auch andere Bedarfe gedeckt werden müs-

sen, wie Zuzahlungen zu medizinischen Leistungen. Gerade in Bezug 

auf eine alternde Gesellschaft, die zunehmend vom Risiko der Altersar-

mut betroffen ist, ist dies kein zu vernachlässigender Faktor (Kremer-

Preiß et al. 2011). 

 

                                                 
4 Dies ist in Berlin die Grenze um einen Wohnberichtigungsschein zu erhalten. 
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3.3.3 Erfassung der Wohnverhältnisse in der Studie  

 

 Ziel der Studie ist es, die Wohnverhältnisse in den Großstädten in 

Deutschland zu analysieren. Aus der Perspektive der Armutsforschung 

wird damit neben dem Einkommen eine zusätzliche Dimension zur Be-

stimmung der Lebenslagen erfasst. So können etwa der Wohnflächen-

verbrauch und auch die Ausstattung der Wohnungen als eigenständige 

Merkmale der Lebensqualität angesehen werden. Die Wohnkosten und 

insbesondere die Wohnkostenbelastung (Bruttokaltmiete im Verhältnis 

zum Einkommen) hingegen lassen Rückschlüsse auf den leitbaren Le-

bensstandard zu, denn mit hohen Wohnkostenbelastungen verringert 

sich das für andere Ausgaben zur Verfügung stehende Resteinkommen.  

 Da es keine objektive Definition einer armutsfesten Wohnraumver-

sorgung bzw. von leistbaren Wohnkosten5 gibt, bieten sich auch hier re-

lative Bestimmungsmethoden an. Je kleiner die Wohnfläche je Kopf und 

je höher die Wohnkostenbelastung in Bezug aus das Einkommen, desto 

größer die Benachteiligung durch die Wohnverhältnisse. 

 Als Bezugsgröße der Wohnungsversorgung können zudem (wie bei 

den Definitionen der Armutsgrenzen) administrative Festlegungen als 

Orientierungsmaß genutzt werden. So legen beispielsweise alle Kom-

munen die Bemessungsgrenzen für die Kosten der Unterkunft selbst 

fest, die de facto als maximal armutsfeste Miethöhen gelten, weil eine 

Überschreitung zur Zuzahlung aus den knapp bemessenen Regelsätzen 

zwingt. Hier wird das Verfahren, welches in Kapitel 3.3.2. beschrieben 

wird, angewendet. Es wird demnach nicht bestimmt, wie viele Haushalte 

eine Miete über den kommunal festgelegten Kostengrenzen für Sozial-

leistungen haben und ebenso wenig wie viel Prozent der transferemp-

fangende Haushalte Teile ihrer Miete aus dem Regelsatz zahlen müs-

sen, sondern über alle Gruppen berechnet wie viel Prozent aller Haupt-

mieter mit Hauptwohnsitz in der betreffenden Großstadt nach der Miete 

ein Einkommen haben, welches über oder unter der Grenze des in der 

Sozialgesetzgebung festgelegten Minimums liegt. 

 Auch die Festlegung von angemessenen Wohnungsgrößen im So-

zialrecht können als politisch-normative Orientierungswerte verstanden 

werden. Zur optimalen und zur Mindestwohnraumversorgung sind ähn-

lich zu den Äquivalenzskalen für Einkommen in der Literatur verschie-

dene Bedarfsgrößen für verschiedene Haushaltsgrößen definiert worden 

                                                 
5 Anders noch als im Berliner Wohnraumversorgungsgesetze (WoVG Bln §2 Abs. 1), wird in den 

Festlegungen der Koalitionsvereinbarung und der Kooperationsvereinbarung zwischen dem Berli-

ner Senat und den landeigenen Wohnungsbaugesellschaften die Grenze der Leistbarkeit von 

Mietpreisen (bruttowarm) mit maximal 30 Prozent des monatlichen Haushaltsnettoeinkommen 

festgelegt. 
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(Übersicht & Diskussion: Frick 1995). Für die Untersuchung der Wohn-

flächenversorgung werden die Wohnflächen allerdings nicht mit den hie-

raus erstellbaren Äquivalenzgewichten gewichtet, vielmehr können die 

hier definierten Wohnungsgrößen wie die Angemessenheitskriterien des 

Sozialrechts6 herangezogen werden, um die Wohnflächenversorgung 

bei einer bestimmten Haushaltsgröße zu beurteilen. Neben den abstrak-

ten Angemessenheitskriterien des Sozialrechts, wird hier von den unter-

schiedlichen Wohnbedarfsskalen diejenige für optimale Wohnraumver-

sorgung nach Meyer-Ehlers 1971 (vgl. Glatzer 1980)  verwendet, welche 

auch im SOEP Verwendung findet (soepmonitor 2015). Die Gewichte 

sind in der Tabelle 5 aufgeschlüsselt um besser ersichtlich zu machen, 

wie viel eine zusätzliche Person in der Wohnung als Anteil der ersten 

Person in der Wohnung zählt. 

 

 Tabelle 5 Wohnbedarfsskalen 

  Sozialrecht 

  

  

  

Meyer-Ehlers 

Haushaltsgröße m² Gewicht m²/Person m² Gewicht m²/Person 

1 Person 50 1,00 50,00 46 1,00 46,00 

2 Personen 65 1,30 32,50 72 1,57 36,00 

3 Personen 80 1,60 26,67 84 1,83 28,00 

4 Personen 95 1,90 23,75 102 2,22 25,50 

5 Personen 110 2,20 22,00 112 2,43 22,40 

6 Personen 125 2,50 20,83 120 2,61 20,00 

Quelle: Frick 1995; MBl. NRW. 2010 S. 6  Nr. 8.2, eigene Darstellung 

 

 Neben der Größe geben vor allem Angaben zu Ausstattung und Zu-

stand der Wohnung Auskunft über das Wohnverhältnis als Indikator der 

sozialen Lage. Ersteres kann über Merkmale wie Fahrstuhl, WC/Bad in 

der Wohnung, Heizungsart usw. ermittelt werden, letzteres zum Beispiel 

über Auskunft zum Zeitpunkt der letzten Renovierung oder subjektive 

Einschätzungen. Die Datenlage des Mikrozensus ist dafür jedoch unzu-

reichend. So wird nur das Ausstattungsmerkmal Heizungsart erfasst, 

sowie die überwiegend verwendete Heizenergie. Allerdings ist zum Bei-

spiel die Ausstattung mit Einzelöfen bereits ein Hinweis auf Substan-

dard. Die Erfassung des Baualters kann nicht grundsätzlich als Indikator 

dafür herangezogen werden, wie „gut“ eine Wohnung ist. Jedoch, wenn 

man gesellschaftliche Trends miteinbezieht und beachtet welche Bauart 

in den jeweiligen Jahren gewählt wurde. So gilt heutzutage Altbau als 

                                                 
6 Mit Urteil des Bundessozialgerichts vom 16.05.2012 (B 4 AS 109/11 R) sind dafür die Werte aus 

der Wohnraumnutzungsbestimmung (MBl. NRW. 2010 S. 6  Nr. 8.2) des Landes Nordrhein-

Westfalen heranzuziehen. 
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prestigeträchtiger als der Wohnungsbau der 60er Jahre der häufig in 

Modulbauweise stattfand. 

 Zusätzlich Aufschluss, über die allgemeine soziale Lage von Haus-

halten, gibt die Angabe, ob das Haus in Eigentum oder Miete bewohnt 

wird. Jedoch wird im Mikrozensus ebenso wenig eine „imputed rent“ er-

fasst - also der Einkommenswert der Wohnung bzw. ersparte Miete – 

wie die Wohnkosten von Eigentümern. Dennoch lässt sich ein Vorteil 

von Eigentum für den einzelnen Haushalt konstatieren, da hier die Woh-

nung nicht nur als Unterkunft, sondern gleichzeitig als Anlage dient. 

Nach einer Untersuchung von Frick/Grabka 2001  hat der Einbezug der 

imputed rent durch Eigentum auf die Einkommensverteilung ausglei-

chende Auswirkungen. Erfasst werden im Mikrozensus Haupt- und Un-

termiete, sowie Eigentum. Angaben zu Wohnkosten beziehen sich nur 

auf die Hauptmiete.   

  

3.3.4 Erfassung der Wohnkostenbelastung in der 
Studie  

 

 In den Diskussionen um die Wechselbeziehung zwischen sozialer 

Lage und den Wohnverhältnissen kommt der Wohnkostenbelastung ei-

ne besondere Rolle zu. Die Wohnverhältnisse sind neben politischen 

Rahmenbedingungen und lokalen Spezifika, vor allem vom verfügbaren 

Einkommen der Haushalte abhängig. Dieser Zusammenhang ist aller-

dings nicht proportional. Dies liegt zum einen daran, dass Wohnraum ein 

existenzielles Gut ist, dessen Gewährleistung unter anderem in der All-

gemeinen Erklärung der Menschenrechte Eingang gefunden hat. Als 

existenzielles Gut ist die Nachfrage nach Wohnraum gerade im Bereich 

der vergleichbar günstigeren Mieten wenig elastisch. Um Obdachlosig-

keit zu vermeiden, wird eher in anderen Lebensbereichen gespart, als 

auf Wohnraum zu verzichten. Eine bestimmte Größe und Ausstattung 

kann dabei kaum unterschritten werden. Im oberen Einkommens- und 

Mietkostenbereich nehmen hingegen der Grenznutzen ab und das Ein-

kommen überproportional zu. Dies führt dazu, dass Menschen mit nied-

rigem Einkommen oft einen höheren Anteil ihres Einkommens für Miete 

ausgeben müssen, als einkommensreiche Personen. Daher haben 

Menschen mit wenig Einkommen oft nur Zugang zu schlechten Woh-

nungen und müssen überdies in anderen Lebensbereichen überpropor-

tional viel verzichten. Um Armut zu bekämpfen sind daher nicht nur poli-

tische Interventionen in die Verteilung von Einkommen, sondern auch im 

Bereich der Wohnraumversorgung notwendig. 

 Um den Zusammenhang zu verdeutlichen und für das Jahr 2014 

vergleichend darstellen zu können, wurden die verschiedenen relativen 
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Einkommenskategorien mit den mittleren Mietbelastungsquoten inner-

halb dieser Einkommensgruppen untersucht. 

 Zusätzlich zur Mietbelastungsquote nach Einkommen, muss außer-

dem berücksichtigt werden, welche Haushaltstypen mit welchem Hinter-

grund besonders hohe Mietbelastungsquoten aufweisen. So sind nach 

einer Dekomposition der Mietunterschiede zwischen Menschen mit und 

ohne Migrationshintergrund weiterhin 12 Prozent ungeklärt und somit 

wahrscheinlich auf Diskriminierung auf dem Mietmarkt zurückzuführen 

(Winke 2016). Hinzu kommen besondere Bedarfe zum Beispiel für Men-

schen im höheren Alter bzw. besondere Belastungen, zum Beispiel für 

Alleinerziehende. Die im Mittel geringere Einkommen als Paare mit Kind 

und gleichzeitig einen höheren Bedarf haben als Alleinstehende (desta-

tis 2014). Daher werden Haushalte mit einer Person über 65+, Mig-

rant*innenhaushalte als auch verschiedene Haushaltstypen Alleinerzie-

hend, Alleinstehend, Paare mit und/ohne Kinde gesondert untersucht.  

 Neben des relativen Anteils der Miete am Einkommen, ist auch ihre 

absolute Höhe beziehungsweise die absolute Höhe des Einkommens 

nach der Miete entscheidend. Eine Mietbelastungsquote von 30 Prozent 

ist je nach Höhe des äquivalenten Einkommens unterschiedlich ein-

schränkend für die restlichen Lebensbereiche eines Haushalts. Daher 

wird hier das politisch in den Hartz IV Gesetzen bzw. Ausführungsver-

ordnungen festgelegte Existenzminimum herangezogen und Haushalte 

gesondert untersucht, denen nach Abzug der Miete noch mindestens 

der Regelsatz zusteht, unabhängig davon ob diese Haushalte Transfer-

leistungen beziehen oder nicht. Berechnet wurde der zustehende Re-

gelsatz möglichst nah an der Gesetzgebung. Wobei Sonderbedarfe nur 

für Alleinerziehende berücksichtigt werden konnten, diese wurden als 

Einpersonenhaushalte mit Kind definiert. 

 Eine angemessene Mietbelastungsquote zu bestimmen, würde den 

Rahmen dieser Studie allerdings sprengen. Daher soll vielmehr der Zu-

sammenhang zwischen Einkommens(armut) und Wohnsituation und 

Versorgungsbedarf ermittelt werden und damit auch ein Beitrag zu einer 

komplexeren Definition von Armut in der Bundesrepublik Deutschland 

geliefert werden. Bei allen genannten Schwächen wird als Orientierung 

die in Berlin im Koalitionsvertrag von Rot-Rot-Grün (2016) als angemes-

sen definierte Mietbelastungsquote (Bruttowarmmiete/Haushaltsnetto-

einkommen) als Vergleichskriterium gewählt, um die in der Studie fest-

gestellten Mietbelastungsquoten bewerten zu können. Dabei ist zu be-

achten, dass diese Regelung relativ neu und umstritten ist. So ist diese 

noch im WoVG-Bln, welches auf Druck eines Mietenvolksentscheids 

kurze Zeit vorher zustande kam, mit 30 Prozent Nettokaltmie-

te/Haushaltsnettoeinkommen definiert. Dies kritisierten sowohl der Mie-
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tenvolksentscheid als auch verschiedene Initiativen, da teilweise die 

warmen Betriebskosten insbesondere in Beständen des Sozialen Woh-

nungsbaus recht hoch ausfallen. Da sich gegen die Verwendung der 

Bruttowarmmiete jedoch einwänden lässt, dass sie auch vom Verhalten 

der mietenden Partei abhängig ist, wurde sich dafür entschieden die 

Mietbelastungsquote mit der Bruttokaltmiete zu berechnen. An manchen 

Stellen wird in der Analyse die Miete auch nach ihren einzelnen Be-

standteilen aufgeschlüsselt. 

 Dabei ist es allerdings wichtig zu beachten, dass hier einige Daten in 

unterschiedlicher Form im Mikrozensus vorliegen, deren Unterschiede 

auch vom für den Mikrozensus zuständigen Landesamt nicht vollständig 

erklärt werden konnten. Daher wurde in einigen Tabellen die im Daten-

satz einzeln vorliegende Werte von Bruttowarmmiete, kalten und war-

men Betriebskosten aufgeführt, während in anderen auch Betriebskos-

ten die nicht an den Vermieter gezahlt werden hinzuaddiert werden. 

Dies ist an den entsprechenden Stellen gekennzeichnet. 
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 4. Wohnverhältnisse in Großstädten 
 

 Die Analyse der Mikrozensusdaten zu den Wohnverhältnissen in 

deutschen Großstädten gibt Aufschluss über verschiedene Aspekte der 

sozialen Ungleichheit in unserer Gesellschaft. Insbesondere die Ein-

kommen bestimmen nicht nur die soziale Lage, sondern auch die Art 

und die Qualität des Wohnens.  

 

4.1. Basisdaten Grundgesamtheit 
 

 Zunächst einige Basisdaten der Wohnungsversorgung in den Groß-

städten in Deutschland. Beschrieben werden die Ausprägung und die 

Varianz einzelner Indikatoren, sowie deren regionale Verteilung. 

 Der typische Haushallt in den Großstädten umfasst 1,7 Personen, 

wohnt auf 73 Quadratmetern Wohnfläche und zahlt eine Gesamtmiete 

von 550 Euro. Die Mietbelastung, berechnet auf das Haushaltsnettoein-

kommen beträgt 27 Prozent.  

 

Tabelle 6 Wohnen in Großstädten (Median der Basismerkmale)* 

Merkmale Median 

Wohnfläche je Wohnung 73 m² 

Haushaltsgröße nach Personen 1,7 

Wohnfläche je Person 44,1 m² 

Wohndauer 8,7 Jahre 

Anteil an Mietwohnungen 75,4 % 

Miethöhe (bruttowarm) 550 € 

Mietkostenbelastung (Bruttokaltmiete an Einkommen) 27 % 

Mietpreis je Quadratmeter (bruttokalt) 7,40 €/m² 

Quelle: Mikrozensus 2014, eigene Berechnung 

*Medianberechnungen geben den Wert einer Merkmalsausprägung an, die die 

jeweiligen Fälle in zwei gleich große Teilgruppen teilt. Medianwerte geben keine 

Auskunft über die Ausprägung von Extremwerten und geben keine Mittelwerte 

wieder. 

 

 Die meisten der hier in Mittelwerten angegeben Dimensionen des 

Wohnens weisen eine relativ hohe Streuung der Ausprägungen aus. 

Wohnungen können z.B. kleiner als 45 Quadratmeter (14 Prozent aller 

Haushalte) und größer als 135 Quadratmeter (7 Prozent aller Haushalte) 

sein. Haushaltsnettoeinkommen wurden in der Spanne von unter 700 

Euro (6,2 Prozent aller Haushalte) bis über 5.500 Euro (2,9 Prozent aller 

Haushalte) erfasst.  Die Mietpreise reichen von unter 4 €/m² (bruttokalt) 
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bis über 10,50 €/m² (bruttokalt).  Einige Merkmale sind durch klar defi-

nierte Abhängigkeiten mit einander verknüpft. So leben große Haushalte 

oft in größeren Wohnungen. Mit der Wohnungsgröße steigen meist die 

Gesamtkosten der Miete.  

 Die beschriebenen Basismerkmale der Wohnungsversorgung wei-

sen dabei jeweils eine relativ weite Varianz auf, die deutlich auf die Un-

gleichheit von Wohnverhältnissen verweist. 

 So zahlen beispielsweise über vier Prozent der Haushalte Brutto-

kaltmieten von unter 5 €/m² während fast zehn Prozent der Haushalte 

10,50 €/m² und mehr zahlen müssen. Auffällig ist dabei der relativ hohe 

Anteil der höchsten Mietpreisklassen: Fast jeder vierte Haushalt zahlt 

mehr als neun €/m² (bruttokalt).  

 

  Auch der Versorgungsgrad nach Wohnfläche unterscheidet sich 

deutlich. Während die Bewohner*innen in sechs Prozent aller Haushalte 

mit weniger als 20 Quadratmeter pro Person auskommen müssen, ste-

hen den Personen in 27 Prozent der Haushalte jeweils mehr als 60 

Quadratmeter Wohnfläche zur Verfügung. 
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Auch hinsichtlich der Mietbelastung gib es eine deutliche Varianz 
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der Wohnverhältnisse.  

 Während fast 19 Prozent aller Haushalte mehr als 40 Prozent ihres 

Einkommens für die Miete aufbringen müssen, gibt es auf der anderen 

Seite auch 12 Prozent, die weniger als 15 Prozent ihres Einkommens für 

die Miete ihrer Wohnung benötigen. 

 Die hohe Mobilität in den Städten und die Flexibilität von Mietwoh-

nungsmärkten zeigen sich in einer hohen Zahl von Umzügen und Woh-

nungswechseln in den Großstädten. Insbesondere in der Ausbildungs- 

und Familiengründungsphase gehören Umzüge zwischen und auch in-

nerhalb der Städte für viele Haushalte zur Normalität der Lebensfüh-

rung. Das Mietrecht mit seinen in der Regel unbefristeten Verträgen er-

möglicht aber auch das dauerhafte Wohnen in einer Wohnung. So ist es 

nicht verwunderlich, dass sich auch die Wohndauer zwischen den 

Haushalten deutlich unterscheidet. Während etwa 30 Prozent aller 

Haushalte in den letzten drei Jahren in ihre derzeitige Wohnung gezo-

gen sind, gibt es auch fast 23 Prozent der Haushalte, die 24 Jahre und 

länger in ihrer Wohnung leben. 

 

 Die Varianzen der Wohnsituationen in den von uns untersuchten 

Großstädten sind erheblich. Ob und in welcher Weise die verschiedenen 

Dimensionen der Wohnungsversorgung sich gegenseitig bedingen und 

wie stark sie von der sozialen Lage der Haushalte bestimmt werden, 
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wird im Folgenden am Beispiel der Wohnflächenverbrauchs, des Baual-

ters, des Wohnstatus und der Wohnungsgröße vertiefend betrachtet. 

 

 

4.2 Wohnflächenverbrauch 
 

 Der Wohnflächenverbrauch gibt Auskunft darüber, wie viel Wohnflä-

che einer Person in ihrer jeweiligen Wohnsituation zur Verfügung steht. 

Der Wohnflächenverbrauch bietet sich damit als Indikator zur Beschrei-

bung der quantitativen Aspekte der Wohnungsversorgung an. Deutliche 

Abweichungen von den Mittelwerten können als Formen der Unter- bzw. 

Überversorgung interpretiert werden. Der Mittelwert des Wohnflächen-

verbrauchs in den 77 deutschen Großstädten liegt bei etwa 44 Quad-

ratmeter pro Person. Mit steigender Personenzahl im Haushalt sinkt der 

Wohnflächenverbrauch pro Kopf. Während Alleinlebende im Mittel aller 

Großstädte über 60 Quadratmeter an Wohnfläche nutzen, sind es bei 

den Haushalten mit fünf und mehr Personen lediglich 23 Quadratmeter 

je Person.   

 

Tabelle 7 Wohnflächenverbrauch nach Haushaltsgröße 

Haushaltsgröße Anteil 
Wohnfläche 

in m² 

Wohnfläche 

pro Person 

1 Person 49,7 60,3 60,3 

2 Personen 30,7 84,5 42,2 

3 Personen 10,2 92,8 30,9 

4 Personen 6,9 105,5 26,4 

5+ Personen 2,5 114,8 23,0 

Median gesamt 100 73,2 44,1 

Quelle: Mikrozensus 2014, eigene Berechnung 

 

 Noch deutlicher wir der Zusammenhang von Haushaltsgrößen und 

Wohnflächenverbrauch bei einer Gegenüberstellung von Versorgungs-

klassen nach der Wohnfläche und den mittleren Haushaltsgrößen: Je 

größer der Versorgungsgrad an individueller Wohnfläche, desto kleiner 

der Haushalt. Während die Haushalte mit einem Wohnflächenverbrauch 

von unter 20 Quadratmetern je Person im Mittel aus 3,2 Personen be-

stehen, leben in den Haushalten mit über 60 Quadratmeter Wohnfläche 

pro Person nur 1,3 Personen.  
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Tabelle 8 Versorgungsgrad und Haushaltsgröße 

 Anteil in Prozent 
Personen je 

Haushalt 

unter 20 m² 6,0 3,2 

20 bis unter 30 m² 16,6 2,5 

30 bis unter 40 m² 20,8 2,0 

40 bis unter 50 m² 15,7 1,6 

50 bis unter 60 m² 13,1 1,4 

über 60 m² 27,8 1,3 

Alle 100 1,8 

 Quelle: Mikrozensus 2014, eigene Berechnung 

 

 Der Wohnflächenverbrauch ist nicht nur abhängig von der Haus-

haltsgröße, sondern steht auch im Verhältnis zu den Einkommen. Wäh-

rend es durch die unterschiedlichen Haushaltsgrößen nur geringe Un-

terschiede zwischen den Haushaltseinkommen und den Wohnversor-

gungsklassen gibt, wird der Einkommenseffekt deutlich, wenn die mittle-

ren Pro-Kopf-Einkommen betrachtet werden. 
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Abbildung 5 Wohnflächenverbrauch und Einkommen 

Quelle: Mikrozensus 2014, eigene Darstellung 
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 In Haushalten mit einem Versorgungsgrad von unter 20 Quadratme-

ter pro Person beträgt das durchschnittliche Pro-Kopf-Einkommen etwa 

650 Euro. Bei den Haushalten mit einem individuellen Wohnflächenver-

brauch von über 60 Quadratmeter sind es fast 1.500 Euro je Person. Die 

Wohnverhältnisse werden hinsichtlich des Versorgungsgrades mit 

Wohnflächen wesentlich von den Pro-Kopf-Einkommen bestimmt. 

 Ein Vergleich des Wohnflächenverbrauchs pro Person verweist dar-

über hinaus auch auf deutliche regionale Unterschiede. Während in Hei-

delberg im Mittel nur 33,2 Quadratmeter Wohnfläche genutzt werden, 

sind es in Bergisch Gladbach über 50 Quadratmeter. Diese deutlichen 

Unterschiede sind nur zum Teil auf unterschiedliche Haushaltszusam-

mensetzungen und Einkommenssituationen in den Städten zurückzufüh-

ren: die mittleren Haushaltsgrößen zwischen den 10 Städten mit den 

höchsten und den 10 Städten mit den niedrigsten unterscheiden sich le-

diglich durch 0,1 Prozentpunkte. Auch die Einkommenssituation hat nur 

einen begrenzten Erklärungswert, weil sowohl in den Gruppen mit den 

höchsten als auch den geringsten mittleren Wohnflächen pro Person 

Städte mit hohen und niedrigen Einkommen vertreten sind. 

 

Tabelle 9 Regionale Unterschiede im Wohnflächenverbrauch 

Top-Ten m² je Person Haushaltsgröße 

Bergisch Gladbach 50,7 2,1 

Saarbrücken 48,3 2,0 

Oldenburg 47,3 2,0 

Koblenz 46,6 2,0 

Siegen 46,2 2,2 

Mühlheim a. d. Ruhr 45,8 2,0 

Osnabrück 45,6 2,1 

Bottrop 45,3 2,0 

Recklinghausen 45,2 2,0 

Ingolstadt 44,2 2,3 

Gesamt 46,4 2,1 

Quelle: Mikrozensus 2014, eigene Berechnung 
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Tabelle 10 Regionale Unterschiede im Wohnflächenverbrauch 

Bottom-Ten m² je Person Haushaltsgröße 

Heidelberg 33,2 2,7 

Jena 34,9 2,1 

Offenbach am Main 35,4 2,5 

Rostock 35,9 2,0 

Regensburg 37,1 2,0 

Potsdam 37,1 2,1 

Dresden 37,3 2,1 

Leipzig 37,4 2,0 

Stuttgart 37,5 2,3 

Frankfurt am Main 37,6 2,1 

Gesamt 36,3 2,2 

Quelle: Mikrozensus 2014, eigene Berechnung 

 

 Bei einer separaten Betrachtung von Einpersonenhaushalten fallen 

die regionalen Unterschiede des Wohnflächenverbrauchs etwas deutli-

cher aus. So sind unter den 10 Städten mit dem geringsten Wohnflä-

chenverbrauch der Alleinlebenden überdurchschnittliche viele Städte 

aus Ostdeutschland vertreten. Ein Hinweis auf den Einfluss der jeweils 

lokalen Baustrukturen. Insbesondere die höheren Anteile an Plattenbau-

ten und sonstigen Siedlungsbauten mit kleineren Grundrissen wirken 

sich hier auf den Wohnflächenverbrauch aus. Die Westdeutschen Städte 

mit geringen Wohnflächen bei den Alleinlebenden sind alle Städte mit 

stark angespannten Wohnungsmärkten. So geben die Daten einen Hin-

weis auf den engen Zusammenhang von Wohnungsmarktlage, Mietprei-

sen und der Wohnqualität. Bestätigt wird dieser Zusammenhang mit 

Blick auf die 10 Städte mit dem höchsten Wohnflächenkonsum: Die 

überwiegende Zahl der Städte befindet sich in eher strukturschwachen 

Regionen in Westdeutschland. Hier treffen entspannte Wohnungsmärkte 

und eine auch von Eigenheimen geprägte Siedlungsstruktur aufeinan-

der.    
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Tabelle 11 Regionale Differenzierung der Wohnfläche von Einperso-

nenhaushalten 

Bottom-Ten Top-Ten 

Stadt m² m² Stadt 

Rostock 52 78,5 Bergisch Gladbach 

Heidelberg 53,9 74,5 Moers 

Freiburg 54,5 72,6 Wolfsburg 

Leipzig 54,5 71,9 Siegen 

Mainz 55,1 71,4 Bottrop 

Regensburg 55,1 71,3 Reutlingen 

Halle (Saale) 55,3 70,7 Saarbrücken 

Chemnitz 55,7 69,7 Paderborn 

München 56,1 69,5 Heilbronn 

Jena 56,1 69,2 Recklinghausen 

Gesamt 54,8 71,9 Gesamt 

Quelle: Mikrozensus 2014, eigene Berechnung 

 

 Für die Dimension der Mengenversorgung mit Wohnflächen zeigen 

unsere Daten, dass der Wohnflächenverbrauch nicht nur von den Haus-

haltsgrößen bestimmt wird, sondern wesentlich von den erzielten Ein-

kommen abhängen und erhebliche regionale Differenzierungen aufwei-

sen. 

 

  

4.3 Baualter 
 

 Die Wohnungsmärkte in den Städten sind von unterschiedlichen 

Baualtergruppen geprägt, die sich vor allem in ihren mittleren Flächen-

zahlen und Mietpreisen unterscheiden. Grundsätzlich ist zwar davon 

auszugehen, dass jüngere Gebäude eine modernere Ausstattung und 

einen besseren Bauzustand aufweisen. Ein durchgehender Zusammen-

hang von Ausstattung, Bauzustand und Baualter kann aufgrund der z.T. 

intensiven Modernisierungsaktivitäten jedoch nicht unterstellt werden. 

Insbesondere die Gründerzeitquartiere (vor 1919 gebaut) waren in den 

letzten Dekaden Zielgebiete umfassender Stadterneuerungsprogramme. 

Für die jüngeren Jahrgänge jedoch zählt (nicht zuletzt wegen stark er-

weiterter Bauauflagen): je später gebaut, desto höher der Standard. Die 

mit dem Baualter verbundenen Qualitäten des Wohnens prägen die 

Wohnsituation der Haushalte vor allem hinsichtlich der qualitativen As-

pekte von Ausstattung und Zustand der Wohnungen.   

 Mehr als die Hälfte aller Wohnungen in den Großstädten wurden 

zwischen 1949 und 1978 gebaut. Mit jeweils ca. 15 Prozent folgen die 



WOHNVERHÄLTNISSE IN DEUTSCHLAND| 47 

 
 

 

Baualtergruppen vor 1919 und zwischen 1919 und 1948. Damit sind fast 

81 Prozent aller Wohnungen älter als 40 Jahre. 

 

Tabelle 12 Baualter, Wohnungsgrößen, Haushaltsgrößen 

 
Anteil 

Personen 

je Haus-

halt 

Wohnfläche 
Wohnfläche 

pro Person 

Vor 1919 14,4 1,8 75 44,9 

1919 bis einschl. 1948 15,6 1,8 70 44,2 

1949 bis einschl. 1978 50,9 1,8 65 41,3 

1979 bis einschl. 1986 8,3 1,8 72 44,0 

1987 bis einschl. 1990 2,3 1,9 70 43,1 

1991 bis einschl. 2000 4,4 2,0 76 44,4 

2001 bis einschl. 2010 3,1 2,3 93 42,6 

2011 oder später 1,1 2,2 95 43,7 

Gesamt 100 1,8 73 44,1 

Quelle: Mikrozensus 2014, eigene Berechnung 

 

 Das Baualter der Wohnungen hat einen statistisch messbaren Ein-

fluss auf die Haushalts- und Wohnungsgrößen. Insbesondere die jünge-

ren Wohnungen haben im Mittel größere Flächen. Hätte eine typische 

Wohnung in den 1950/60er Jahren noch etwa 65 Quadratmeter, liegt 

das Flächenmittel einer nach 2011 fertig gestellten Wohnung bereits bei 

95 Quadratmeter. Entsprechend variieren auch die Haushaltsgrößen in 

den verschiedenen Baualtergruppen. Während in den bis 1990 fertigge-

stellten Wohnungen im Mittel 1,8 Personen je Haushalt leben, sind es in 

den nach 1990 errichteten Wohnungen 2,1 Personen. Ein Hinweis, dass 

in den neueren Beständen ein höherer Anteil von Familien wohnt.  Der 

Wohnflächenverbrauch pro Person hat keinen linearen Zusammenhang 

zum Baualter und die weist nur eine relativ geringe Varianz auf.   

 Mit der Ausnahme der vielfach im Krieg zerstörten Gründerzeit- und 

Altbaubestände, lässt die Baualterstruktur des Wohnungsbestandes 

auch Rückschlüsse auf die Bauaktivitäten in den jeweiligen Phasen zu.  
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 Die aktuell erfassten Baualtergruppen können dabei als Minimum-

Indikator für die Baufertigstellungen in dieser Phase genutzt werden: 

Wenn es heute in den Großstädten etwa 1,1 Mio. Wohnungen in der 

Baualterklasse 1979 bis 1986 gibt, dann wurden zwischen 1979 und 

1981 mindestens 1,1 Mio. Wohnungen gebaut. Die realen Bauleistungen 

können diese Mindestbauleistung überscheiten, wenn zwischenzeitliche 

Abrisse von damals errichteten Wohngebäuden den Bestand der jewei-

ligen Baualterklasse verringert haben. Insbesondere für die jüngeren 

Baualterklassen jedoch ist nur eine geringe Differenz zwischen Bestand 

und Baufertigstellung der jeweiligen Jahrgänge zu erwarten  

 Die geringen Anteile von Haushalten in Wohnungen, die erst nach 

der Jahrtausendwende errichtet wurden, verweisen auf die deutliche 

Abnahme von Bauaktivitäten in den Städten. Während in den 1950 bis 

1970er Jahren über 200.000 neue Wohnungen pro Jahr errichtet wur-

den, verringert sich die Zahl Baufertigstellungen neuer Wohnungen in 

den Großstädten in der letzten Dekade auf unter 50.000 pro Jahr. 

 Die  Wohnkosten zwischen den Baualtergruppen weisen enorme 

Unterschiede auf. Liegen die mittleren Wohnkosten in den zwischen 

1987 und 1990 gebauten Häusern bei Bruttowarmmieten von 520 Euro, 

zahlen die Haushalte in den ab 2011 fertiggestellten Wohnungen 720 

Euro im Monat. Auch unter Berücksichtigung verschiedener Haushalts-

 -
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Abbildung 6 Bauaktivitäten nach Baualterklassen 

Quelle: Mikrozensus 2014, eigene Darstellung 
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größen bleiben deutliche Unterschiede bestehen. Die Wohnkosten pro 

Person liegen zwischen 271 Euro (1987 bis 1990 gebaut) und  354 Euro 

(ab 2011 gebaut). Das ist ein Preisunterschied von etwa 30 Prozent. 

 Erhebliche Unterscheide weisen die Baualtergruppen hinsichtlich 

der Mietbelastungsquoten auf. Während in den Gründerzeitgebäuden 

(vor 1919 gebaut) und den Nachkriegsbauten (1949 bis 1978) die Haus-

halte im  mehr als 30 Prozent ihres Einkommens für die Miete (brutto-

kalt) ausgeben müssen, liegt die Mietbelastungsquote in den Post-

Millenniums-Bauten (2001 bis 2010) bei lediglich 21 Prozent. Diese ge-

ringe Mietbelastung ist nicht auf geringe Mietkosten (mit 680 Euro gehö-

ren sie zu den teuersten Beständen), sondern auf die hohen Einkommen 

(im Mittel mehr als 3.000 Euro pro Haushalt) zurückzuführen. Die relativ 

großen Haushaltsgrößen lassen vermuten, dass der Anteil von jungen 

Familien – und unter ihnen Doppelverdienerhaushalte – zu höheren An-

teilen in den jüngeren Bauten vertreten sind. 

 

Tabelle 13 Baualter und Mietkosten (bruttowarm) 

 
Anteil 

Gesamt- 

kosten Miete 

Gesamtkosten 

pro Person 

Vor 1919 14,4 600 338 

1919 bis einschl. 1948 15,6 540 298 

1949 bis einschl. 1978 50,9 540 305 

1979 bis einschl. 1986 8,3 524 285 

1987 bis einschl. 1990 2,3 520 271 

1991 bis einschl. 2000 4,4 588 300 

2001 bis einschl. 2010 3,1 680 291 

2011 oder später 1,1 785 354 

Gesamt 100 550 303 

Quelle: Mikrozensus 2014, eigene Berechnung 
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Tabelle 14 Baualter, Einkommen und Mietbelastung 

 Einkommen Mietbelastungsquote* 

Vor 1919 1.991 30,1 

1919 bis einschl. 1948 1.878 28,8 

1949 bis einschl. 1978 1.795 30,1 

1979 bis einschl. 1986 1.988 26,4 

1987 bis einschl. 1990 2.110 24,6 

1991 bis einschl. 2000 2.447 24,0 

2001 bis einschl. 2010 3.122 21,8 

2011 oder später 3.260 24,1 

Gesamt 1.910 28,8 

Quelle: Mikrozensus 2014, eigene Berechnung 

*Mietbelastung als berechneter Durchschnittswert. Abweichungen von den Me-

dianangaben sind möglich. 

 

 Die jüngeren Baujahrgänge sind es auch, in denen die Haushalte 

ein höheres Einkommen erzielen. Während die mittleren Nettoeinkom-

men in den vor 1976 erbauten Wohnungen unter 2.000 Euro im Monat 

betragen, sind es in den seit dem Jahr 2000 über 3.000 Euro im Monat. 

Neben dem höheren Eigentumsanteil an den neugebauten Wohnungen 

bestätigen auch die Einkommensdaten die geringen sozialen Versor-

gungseffekte der Bauaktivitäten in den vergangenen 20 Jahren. Die ge-

ringsten Einkommen sind in den Wohnungen zu finden, die zwischen 
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Abbildung 7 Haushaltseinkommen nach Baualter 

Quelle: Mikrozensus 2014, eigene Darstellung 
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1949 und 1979 errichtet wurden, der Hochzeit des sozialen und gemein-

nützigen Wohnungsbaus. 

 Ein Vergleich der Varianzspannen vom Median Wohnkosten, Miet-

belastung und Einkommen verdeutlicht die unterschiedlich hohen Ein-

flüsse der verschiedenen Dimensionen auf das Wohnen in bestimmten 

Baualtergruppen.  

 

 Während die Mietkostenbelastung in den jüngeren Baualterklassen 

sinkt, steigen die für die Wohnung aufzubringenden Wohnkosten (hier 

berechnet auf der Basis der Wohnkosten pro Person) in den jüngsten 

Baualterklassen und weichen mit mehr als 10 Prozent von den mittleren 

Mieten ab. 

 Dieses scheinbare Paradox von hohen Wohnkosten und geringer 

Mietkostenbelastung ist auf die Einkommensverhältnisse der Haushalte 

zurückzuführen. Die deutlichste Varianz zwischen den Baualtergruppen 

ist in der Einkommensdimension zu erkennen: Je jünger die Bestände, 

desto höher die Einkommen. In den seit 2011 errichteten Wohnungen 

liegen die Einkommen (auch hier pro Kopf) 40 Prozent über den Medi-

aneinkommen. Die Gegenüberstellung von Wohnkosten, Mietbelastung 

und Einkommen zeigt, dass die Einkommen die zentrale Determinante 

für den Zugang zu den höheren Wohnstandards der jüngeren Baube-

stände ist.  
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 Die Zusammensetzung der Wohnungsmärkte nach dem Baualter 

weist enorme regionale Unterschiede auf. Während die Städte mit den 

größten Altbauanteilen im Mittel fast 22 Prozent an Wohnungen aufwei-

sen, die vor 1919 gebaut wurden, sind es in den 10 Städten mit dem ge-

ringsten Anteil weniger als 5 Prozent. Hohe Anteile von Haushalten in 

Altbauwohnungen gibt es vor allem in den ostdeutschen Großstädten, 

mit ihren weitgehend erhaltenen Gründerzeitquartieren. Die fünf west-

deutschen Großstädte mit den höchsten Altbauanteilen sind regional 

verteilt. Geringe Anteile von Altbaubeständen verweisen bei einem Teil 

der Städte auf ein spätes Wachstum der Städte hin. So sind etwa Städte 

wie Ingolstadt, Wolfsburg oder Leverkusen Beispiele für einen Industria-

lisierungsboom in den letzten 60 Jahren.   

 

Tabelle 15 Regionale Unterschiede der Wohnungsmärkte nach Bau-

alter (Anteil der Haushalte in vor 1919 errichteten Wohnungen) 

Top-Ten Bottom –Ten 

Stadt vor 1919 vor 1919 Stadt 

Berlin 25,7 1,6 Ingolstadt 

Leipzig 23,9 2,2 Wolfsburg 

Dresden 23,8 4,2 Bremerhaven 

Jena 23,0 4,6 Erlangen 

Erfurt 22,0 4,8 Osnabrück 

Solingen 20,9 4,8 Paderborn 

Karlsruhe 20,3 4,9 Heilbronn 

Heidelberg 20,1 5,0 Münster 

Braunschweig 20,0 5,3 Oldenburg 

Saarbrücken 18,8 5,5 Leverkusen 

Gesamt 21,9 4,3 Gesamt 

Quelle: Mikrozensus 2014, eigene Berechnung 

 

 Ebenfalls große Unterschiede gibt es bei den Anteilen von Haushal-

ten, die in Wohnungen leben, die ab 2011 errichtet wurden. Während in 

den 10 Städten mit den höchsten Neubauanteilen fast 12 Prozent aller 

Wohnungen in den letzten Jahren errichtet wurden, sind es in den 10 

Städten mit den geringsten Neubauanteilen weniger als 2 Prozent. Die 

Städte mit hohen Neubauanteilen liegen in angespannten Wohnungs-

marktregionen und sind eng mit dem Bevölkerungswachstum der letzten 

Jahre verbunden. Es sind überwiegend kleinere Großstädte, in denen 

sich aktuelle Veränderungen schnell in der Gesamtstruktur niederschla-

gen. Der Neubauboom konzentriert sich dabei auf kleinere Großstädte in 

Wachstumsregionen (z.B. Ingolstadt und Regensburg in der Metropolre-

gion München) oder sie werden als „Schwarmstädte“ beschrieben (Hei-
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delberg, Ulm und Potsdam). Sehr kleine Neubauanteile gibt es vor allem 

in Städten mit einer eher abnehmenden ökonomischen Entwicklung, Be-

völkerungsverluste oder lange Zeit entspannten Grundstücksmärkten. 

Neben Berlin sind es viele Ruhrgebietsstädte, die geringere Neubauan-

teile aufweisen. 

  

Tabelle 16 Regionale Unterschiede der Wohnungsmärkte nach Bau-

alter (Anteil der Haushalte in ab 2011 errichteten Wohnungen) 

Top-Ten Bottom –Ten 

Stadt ab 2010 ab 2010 Stadt 

Heidelberg 19,8 1,1 Moers 

Ingolstadt 18,2 1,1 Berlin 

Regensburg 13,4 1,4 Bochum 

Erlangen 11 1,5 Mannheim 

Potsdam 10,6 1,5 Recklinghausen 

Münster 9,8 1,9 Saarbrücken 

Oldenburg 9,2 2,2 Hannover 

Ulm 8,5 2,2 Hagen 

Mainz 8,3 2,3 Düsseldorf 

Stuttgart 7,5 2,6 Siegen 

Gesamt 11,6 1,8 Gesamt 

Quelle: Mikrozensus 2014, eigene Berechnung 

 

 Für die qualitativen Aspekte der Wohnverhältnisse, die in unserer 

Untersuchung am Beispiel der Baualtergruppen analysiert werden konn-

ten, wird deutlich, dass es einen deutlichen Zusammenhang von jünge-

ren Wohnungen mit höheren Standards und den Einkommen der Haus-

halte gibt. Zudem gibt es deutliche regionale Unterschiede in der Zu-

sammensetzung nach dem Baualter, so dass die Qualität des Wohnens 

neben der sozialen Lage der Haushalte auch von der Baugeschichte 

und den Neubauaktivitäten geprägt wird.  
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Karte 3 Anteil der Gebäude, die vor 1919 errichtet wurden in Prozent - 2014 
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4.4 Wohnstatus 
 

 Der Wohnstatus gibt Auskunft über die vertragliche Sicherung der 

Wohnverhältnisse und die Autonomie, mit der die Wohnsituationen ge-

staltet werden können. Während Eigentümer*innen in selbstgenutzten 

Gebäuden die größten Gestaltungsmöglichkeiten von Haus und Gebäu-

de haben, unterliegen schon Wohnungseigentümer*innen und Mie-

ter*innen in vielen Fragen der Gestaltung den Entscheidungen von 

Wohneigentümergemeinschaften bzw. Hausverwaltungen. Die Wohn-

verhältnisse in Untermietverträgen unterliegen sogar einer doppelten 

Abhängigkeit von Eigentümer*innen und Hauptmieter*innen und sind 

zudem oft zeitlich befristet. 

 Die Mehrzahl der Haushalte in den Großstädten wohnt zur Miete. 

Der Anteil von selbstgenutzten Eigentumswohnungen und Eigenheimen 

beträgt knapp 25 Prozent. Mit über 72 Prozent wohnen die meisten 

Haushalte als Hauptmieter*innen in ihren Wohnungen. Der Anteil von 

Untermieter*innen ist mit 3,4 Prozent sehr gering. Das Wohnen in den 

Großstädten wird also von formalen Mietvertragsverhältnissen bestimmt. 

 

Tabelle 17 Wohnstatus, Wohnungsgrößen, Haushaltsgrößen 

 
Anteil 

Personen 

je 

Haushalt 

Wohn- 

fläche 

Wohnflä-

che pro 

Person 

Eigentümer*in des Gebäudes 15,5 2,4 120 50,2 

Eigentümer*in der Wohnung 9,1 1,9 85 43,9 

Hauptmieter*in 72,1 1,8 70 38,5 

Untermieter*in 3,4 2,2 75 33,4 

Gesamt 100 1,8 79 40,7 

Quelle: Mikrozensus 2014, eigene Berechnung 

 

 Sowohl die Haushaltsgröße als auch die Wohnflächen unterschei-

den sich zwischen Eigentums- und Miethaushalten deutlich. Die Haus-

halte in Eigentumswohnungen und Eigenheimen sind mit 2,2 Personen 

pro Wohnung deutlich größer als die Miethaushalte mit 1,8 Personen. 

Die deutlich unterschiedlichen Wohnungsgrößen (Eigentum: 107 Quad-

ratmeter / Mietwohnen: 70 Quadratmeter) lassen sich dabei nicht nur auf 

die unterschiedlichen Haushaltsgrößen zurückführen. Auch der Wohn-

flächenverbrauch pro Person weist enorme Unterschiede auf. Während 

Personen in Eigentumswohnungen und Eigenheimen im Mittel über eine 

Wohnfläche von 48 Quadratmetern verfügen, sind es bei Personen in 

Mieterhaushalten lediglich 38 Quadratmeter. Besonderes deutlich ist der 
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Unterschied zwischen Haushalten, die im eigenen Gebäude wohnen 

(50,2 Quadratmeter) und den Untermieter*innen (33,4 Quadratmeter). 

 

Tabelle 18 Wohnstatus, Versorgungsgrad, Unterversorgung (Anteile) 

  
Flächenversorgung pro  

Person 

 
Gesamt unter 20 m² über 60 m² 

Eigentümer(in) des Gebäudes 15,5 2,0 46,7 

Eigentümer(in) der Wohnung 9,1 3,8 37,0 

Hauptmieter(in) 72,1 7,4 19,1 

Untermieter(in) 3,4 8,5 16,9 

Gesamt 100 6,3 24,9 

Quelle: Mikrozensus 2014, eigene Berechnung 

 

 Über sechs Prozent der Haushalte in den Großstädten leben in pre-

kären Versorgungssituationen mit unter 20 Quadratmeter Wohnfläche 

pro Person. Das entspricht einer Anzahl von über 830.000 Haushalten in 

den untersuchten Großstädten. In etwa einem Viertel aller Haushalte 

hingegen verfügen Bewohner*innen mit über 60 Quadratmeter pro Per-

son über deutlich mehr Wohnfläche. Das sind über 3,3 Mio. Haushalte in 

den Großstädten. Während nur ein geringer Anteil der Haushalte im Ei-

gentum (drei Prozent) einen prekären Versorgungsgrad aufweist sind es 

bei den Mieterhaushalten fast acht Prozent. Unter Berücksichtigung der 

größeren Grundgesamtheit von Mietwohnungen bedeutet dies: Fast 90 

Prozent aller prekären Wohnversorgungen betreffen Mietwohnungen.  

 Der Wohnstatus steht in einem deutlichen Zusammenhang mit der 

Qualität und Ausstattung der Wohnungen. Mit dem Baualter steigt der 

Mietwohnungsanteil. Insbesondere die Altbaubestände (bis 1918 errich-

tet) weisen einen Mietwohnungsanteil von fast 80 Prozent auf. Je jünger 

die Wohnungsbestände, desto höher der Anteil von selbstgenutzten Ei-

gentumswohnungen und Eigenheimen. In den zwischen 2001 und 2010 

gebauten Wohnungen übersteigt der Anteil an Eigentumswohnungen mit 

knapp über 50 Prozent sogar den Mietwohnungsanteil in den Großstäd-

ten. In der jüngsten Baualtergruppe (ab 2011 errichtete Gebäude) kehrt 

sich dieser Trend wieder um und der Eigentumsanteil sinkt leicht auf 43 

Prozent (siehe Abbildung 9).  
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 Ein Blick auf die Einkommensverhältnisse in den verschiedenen 

Wohnungsmarktsegmenten zeigt deutliche Unterschiede. Während 

Haushalte im selbstgenutzten Eigentum im Mittel über fast 3.000 Euro 

Nettoeinkommen im Monat verfügen können, sind es bei den Mieter-

haushalten weniger als 1.600 Euro. Besonders deutlich ist der Unter-

schied zwischen Haushalten die als selbstnutzende Eigentümer*innen 

der Gebäude (z.B. in Eigenheimen) wohnen (3.530 Euro Haushaltsnet-

toeinkommen) und denen die zur Untermiete wohnen (960 Euro Haus-

haltsnettoeinkommen).  
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Abbildung 9 Eigentum und Miete nach Baualter 

Quelle: Mikrozensus 2014, eigene Darstellung 
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 Entsprechend deutlich unterscheiden sich die Anteile von Haushal-

ten mit sehr geringen und hohen Einkommen in den verschiedenen 

Wohnungsmarktsegmenten. Während es in den mittleren Einkommens-

gruppen mit monatlichen Nettoeinkommen in der Spanne von 80 bis 120 

Prozent des bundesweiten Einkommensmedian nur geringe Differenzen 

zwischen Mieter*innen und selbstnutzenden Eigentümer*innen gibt, un-

terschieden sich die Verteilungsmuster der sehr niedrigen und hohen 

Einkommensbezieher*innen deutlich. 

 

Tabelle 19 Wohnstatus, Einkommenskategorien (Anteile) 

 Einkommen nach Bundeseinkommensmedian 

 
unter 60 % >80 bis <120 % über 140 % 

Eigentümer(in) des Gebäudes 4,2 45,9 38,2 

Eigentümer(in) der Wohnung 7,0 46,2 34,0 

Hauptmieter(in) 19,9 42,1 16,9 

Untermieter(in) 46,1 27,0 8,4 

Gesamt 17,2 42,6 21,4 

Quelle: Mikrozensus 2014, eigene Berechnung 

   

 Von den Haushalten, die mit einem Einkommen von weniger als 60 

Prozent des Bundesmedianeinkommens statistisch als arm angesehen 

werden, wohnen lediglich 11 Prozent im Wohneigentum. Dem steht ein 
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Abbildung 10 Wohnstatus und Einkommen 

Quelle: Mikrozensus 2014, eigene Darstellung 
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Anteil von mehr als 72 Prozent an Haushalten im Eigentum gegenüber, 

die Einkommen von mehr als 140 Prozent des Medians erzielen.  

 Unter Berücksichtigung der jeweiligen Grundgesamtheiten wohnen 

93 Prozent aller Haushalte in Einkommensarmut zur Miete. Besserver-

dienende Haushalte (mit Einkommen von über 140 Prozent über den 

Medianeinkommen) wohnen sowohl in selbstgenutzten Eigentum (42 

Prozent) als auch zur Miete (58 Prozent). 

 Die Städte weisen sehr unterschiedliche Anteile des selbstgenutzten 

Eigentums auf. Während in Bergisch Gladbach mehr als die Hälfte aller 

Haushalte im selbstgenutzten Eigentum wohnt, sind es in Leipzig gerade 

einmal 11 Prozent. Auffallend ist, dass in der Reihe der Städte mit den 

höchsten Mietwohnungsanteilen mit der Ausnahme von Frankfurt am 

Main ausschließlich ostdeutsche Städte vertreten sind. 

 

Tabelle 20 Regionale Unterschiede der Wohnungsmärkte nach 

Wohnstatus (Anteil der Haushalte in selbstgenutztem Eigentum) 

Top-Ten Bottom –Ten 

Stadt Eigentum Eigentum Stadt 

Bergisch Gladbach 53,4 11,3 Leipzig 

Reutlingen 49,6 13,2 Potsdam 

Siegen 47,5 14,6 Rostock 

Hamm 44,7 14,9 Dresden 

Heilbronn 44,6 15,2 Berlin 

Ingolstadt 44,3 16,0 Halle (Saale) 

Wolfsburg 41,9 18,0 Magdeburg 

Paderborn 41,6 18,4 Chemnitz 

Neuss 40,4 18,5 Frankfurt/Main 

Moers 40,0 19,0 Jena 

Gesamt 44,8 15,9 Gesamt 

Quelle: Mikrozensus 2014, eigene Berechnung 

  

 Der Wohnstatus ist ein deutlicher Indikator für privilegierte Wohn-

verhältnisse. Die jüngeren und besser ausgestatteten Wohnungen wei-

sen eine deutlich höheren Anteil von selbstnutzenden Eigentümer*innen 

auf als die anderen Baualtergruppen. Zudem verfügen selbstnutzenden 

Eigentümer*innen über deutlich größere Wohnflächen. Sowohl in quali-

tativer als auch quantitativer Hinsicht weisen Eigentümerhaushalte bes-

sere Wohnverhältnisse auf. Hinzu kommen erhebliche regionale Unter-

schiede. Insbesondere in den ostdeutschen  Großstädten sind die Ei-

gentümeranteile deutlich geringer als in anderen Regionen.   
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Karte 4 Eigentümerquote (Gebäude/Wohnung) - 2014 
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Karte 5 Mieterquote - 2014 
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4.5 Wohnungsgröße 
 

 Der Wohnungsbestand in den Großstädten kann auch nach der 

Wohnungsgröße unterschieden werden. Die Nachfrage von kleinen und 

größeren Wohnungen konstituiert sich zunächst durch die verschiede-

nen Haushaltsgrößen. 

 

Tabelle 21 Wohnungsgrößen und Haushalte 

Wohnungsgröße Anteil 
 

Anteil Haushaltsgröße 

bis 45 m² 13,9 
 

49,7 1 Person 

> 45 bis 60 m² 22,9 
 

30,7 2 Personen 

> 60 bis 75 m² 22,8 
 

10,2 3 Personen 

>75 bis 90 m² 15,9 
 

6,9 4 Personen 

> 90 bis 105 m² 8,2 
 

2,5 5 Personen 

> 105 bis 120 m² 6,4 
 

100 Gesamt 

> 120 bis 135 m² 2,9 
   Gesamt 100 
   Quelle: Mikrozensus 2014, eigene Berechnung 

 

 Die Gegenüberstellung von Wohnungsgrößen und Haushaltsgrößen 

verweist auf einen Mangel an kleineren Wohnungen. Während fast die 

Hälfte aller Haushalte aus Alleinlebenden besteht, macht die kleinste 

Wohnungsgröße, mit Flächen von weniger als 45 Quadratmeter, ledig-

lich 14 Prozent des Wohnungsbestandes aus. Einpersonenhaushalte 

müssen also auf größere Wohnungen bis zu 75 Quadratmeter Wohnflä-

che zurückgreifen, um ihre Wohnungsversorgung zu sichern. Dieser 

Umstand erklärt, warum kleinere Haushalte einen deutlich höheren 

Wohnflächenverbrauch und oftmals höhere Mietbelastungen als größere 

Haushalte aufweisen. 

 

Tabelle 22 Wohnungsgrößen, Wohnflächen, Miethöhen 

 
Anteil 

Personen je 

Haushalt 

Wohnfläche 

pro Person 

Miete je m² 

(bruttokalt) 

bis 45 m² 13,9 1,1 36 6,63 

> 45 bis 60 m² 22,9 1,4 51 4,95 

> 60 bis 75 m² 22,8 1,8 37 6,55 

> 75 bis 90 m² 15,9 2,0 42 6,02 

> 90 bis 105 m² 8,2 2,2 46 6,18 

> 105 bis 120 m² 6,4 2,2 65 4,98 

> 120 bis 135 m² 2,9 2,3 63 5,54 

mehr als 135 m² 7,2 2,5 62 6,47 

Gesamt 100 1,7 43 5,31 

Quelle: Mikrozensus 2014, eigene Berechnung 
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 Die Haushaltsgröße steigt mit den Quadratmetern der Wohnungs-

größe und auch der Wohnflächenverbrauch steigt mit der Größe der 

Wohnungen. Liegt die individuell genutzte Wohnfläche pro Person in 

den kleinen Wohnungen (weniger als 45 Quadratmeter) bei 36 Quad-

ratmeter, sind es in den größeren Wohnungen (mehr als 120 Quadrat-

meter) schon deutlich mehr als 60 Quadratmeter pro Person. 

 Die Mietkosten unterscheiden sich in Abhängigkeit von den Woh-

nungsgrößen: Je größer die Wohnungen, desto höher die Mietkosten 

pro Person. Müssen die Personen, die in kleineren Wohnungen (unter 

45 Quadratmeter) leben im Mittel 328 Euro für die Miete aufbringen, sind 

es bei den Wohnungen über 135 Quadratmetern fast 560 Euro. 

 Unterschiede zwischen den Wohnungsgrößen gibt es auch hinsicht-

lich der Einkommenssituation. Während ein steigendes Haushaltsein-

kommen mit steigender Wohnungsgröße mit der unterschiedlichen Per-

sonenzahl in kleinen und großen Haushalten erklärt werden kann, zei-

gen die Pro-Kopf-Einkommen deutlich, dass Wohnungsgröße nicht nur 

von den Wohnungsbedarfen, sondern von der Zahlungsfähigkeit der 

Haushalte abhängt. Mit steigender Wohnungsgröße wächst der indivi-

duelle Wohnflächenverbrauch bei gleichzeitig sinkender Mietbelas-

tungsquote.   

 

Tabelle 23 Wohnungsgrößen, Einkommen, Miete, Mietbelastung 

  Haushalt Pro Person 

Mietbe-

lastung 
 

Anteil 

Ein-

kom

men  

Mietkos-

ten (brut-

towarm) 

Einkom

kom-

men  

Mietkosten 

(brutto-

warm) 

bis 45 m² 13,9 1.010 354 935 328 29 

> 45 bis 60 m² 22,9 1.444 480 1.063 353 27 

> 60 bis 75 m² 22,8 1.865 595 1.065 340 26 

> 75 bis 90 m² 15,9 2.351 721 1.152 353 24 

> 90 bis 105 m² 8,2 2.760 860 1.266 395 24 

> 105 bis 120 m² 6,4 3.146 1000 1.409 448 23 

> 120 bis 135 m² 2,9 3.526 1121 1.505 478 22 

mehr als 135 m² 7,2 4.252 1389 1.713 559 23 

Gesamt 100 1.907 550 1.090 314 26 

Quelle: Mikrozensus 2014, eigene Berechnung 
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Abbildung 12 Mietbelastung, Einkommen und Wohnflächenverbrauch 

(Index) 

Quelle: Mikrozensus 2014, eigene Darstellung 

Abbildung 11 Monatlich verfügbare Nettoeinkommen (Pro-Kopf-

Einkommen) und Wohnungsgrößen 

Quelle: Mikrozensus 2014, eigene Darstellung 
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 Das verfügbare Einkommen bestimmt die Wohnungsgröße und der 

Wohnflächenverbrauch erscheint als klarer Indikator sozialer Ungleich-

heiten im Bereich des Wohnens. Selbst unter Berücksichtigung der un-

terschiedlichen Haushaltsgrößen zeigt sich: Vor allem die Haushalte in 

größeren Wohnungen verfügen über höhere Einkommen. 

 Der Zusammenhang von Wohnungsgröße und Einkommen wird 

auch in einem Vergleich der Anteile von Haushalten mit sehr geringen 

und höheren Einkommen deutlich. Während der Anteil von Haushalten 

unterhalb der Armutsgrenze (mit Einkommen von weniger als 60 Pro-

zent des Bundesmedianeinkommens) vor allem in den kleinen Wohnun-

gen besonders deutlich ausfällt, sind es vor allem die großen Wohnun-

gen, in denen die Haushalte mit deutlich höheren Einkommen leben.   

 

Tabelle 24 Wohnungsgröße, Einkommenskategorien (Anteile) 

 
Einkommen nach  

Bundeseinkommensmedian 

 

Unter 60 

Prozent 

>80 bis <120 

Prozent 

über 140  

Prozent 

bis 45 m² 40,9 30,5 7,7 

> 45 bis 60 m² 20,9 42,5 12,7 

> 60 bis 75 m² 14,6 47,4 16,7 

> 75 bis 90 m² 11,5 47,0 23,8 

> 90 bis 105 m² 9,3 44,8 31,5 

> 105 bis 120 m² 6,9 45,4 37,1 

> 120 bis 135 m² 5,0 41,7 43,9 

mehr als 135 m² 3,8 35,2 53,5 

Gesamt 17,2 42,6 21,4 

Quelle: Mikrozensus 2014, eigene Berechnung 

 



WOHNVERHÄLTNISSE IN DEUTSCHLAND| 66 

 
 

 

  

 Die Städte weisen in Bezug auf die Zusammensetzung des Woh-

nungsbestandes nach den Wohnungsgrößen enorme Unterschiede auf. 

So weisen die Top-Ten der Städte mit den höchsten Anteilen an kleinen 

Wohnungen (unter 45 Quadratmeter) mehr als ein Fünftel des Woh-

nungsbestandes in dieser Größenklasse aus. Mit der Ausnahme von 

München sind es vor allem kleinere Großstädte, die vielfach durch einen 

hohen Anteil an Studierenden geprägt sind. Mit der Ausnahme von Jena 

und Rostock liegen alle Städte in Westdeutschland. Auch die Städte mit 

den geringsten Anteilen an Kleinstwohnungen sind eher kleiner Groß-

städte. Der Anteil von Wohnungen mit weniger als 45 Quadratmetern 

liegt bei lediglich sechs Prozent. 
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Tabelle 25 Regionale Unterschiede bei der Wohnungsgröße (kleine 

Wohnungen) 

Top-Ten Bottom-Ten 

Stadt 
unter  

45 m² 

unter  

45 m² 
Stadt 

Heidelberg 28,7 2,7 Bottrop 

Göttingen 23,7 3,5 Moers 

Regensburg 23,3 4,8 Bergisch Gladbach 

Freiburg 22,8 5,6 Wolfsburg 

Mainz 22,0 6,2 Hagen 

München 20,7 6,4 Hamm 

Rostock 19,3 7,2 Recklinghausen 

Jena 18,3 7,5 Oberhausen 

Trier 18,3 7,8 Mühlheim/Ruhr 

Karlsruhe 18,1 8,2 Krefeld 

Gesamt 21,5 6,0 Gesamt 

Quelle: Mikrozensus 2014, eigene Berechnung 

 

 Die Städte mit den höchsten Anteilen an größeren Wohnungen (mit 

mehr als 135 Quadratmetern) sind ebenfalls kleinere Großstädte. In sie-

ben von zehn Fällen gibt es eine Überschneidung mit den Städten, die 

einen besonders hohen Anteil von selbstgenutztem Eigentum aufwei-

sen. 

 

Tabelle 26 Regionale Unterschiede bei der Wohnungsgröße (sehr 

große Wohnungen) 

Top-Ten Bottom-Ten 

Stadt 
über  

135 m² 

über  

135 m² 
Stadt 

Paderborn 18,3 2,5 Halle (Saale) 

Bergisch Gladbach 17,3 2,8 Chemnitz 

Ingolstadt 17,0 2,8 Leipzig 

Siegen 16,0 2,9 Rostock 

Heilbronn 14,4 3,6 Kiel 

Oldenburg 14,2 3,9 Regensburg 

Erlangen 13,8 4,0 Dresden 

Ulm 13,5 4,1 Potsdam 

Neuss 13,3 4,2 Gelsenkirchen 

Hamm 13,0 4,8 Jena 

Gesamt 15,1 3,5 Gesamt 

Quelle: Mikrozensus 2014, eigene Berechnung 
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 Bei den Städten mit den geringsten Anteilen an großen Wohnungen 

(im Mittel der Bottom-Ten nur 3,5 Prozent) fällt wieder der hohe Anteil 

von ostdeutschen Großstädten auf. Hier dürften neben den relativ gerin-

gen Eigenheimanteilen auch die hohen Anteile der seriell erstellten Sied-

lungsbauten aus den Zeiten der DDR eine Rolle spielen, die von relativ 

flächensparsamen Grundrissen geprägt waren. 

 Die Wohnungsgrößen sind nicht nur von der Haushaltsgröße ab-

hängig, sondern können auch als Statussymbol und Wohlstandsindika-

tor verstanden werden. So steigen mit der Wohnungsgröße auch der in-

dividuelle Wohnflächenverbrauch und die Pro-Kopf-Einkommen der Be-

wohner*innen deutlich an. Wie bei den anderen Dimensionen der Woh-

nungsversorgung sind auch die Wohnungsmarktstrukturen nach der 

Wohnungsgröße von deutlichen regionalen Differenzen geprägt. Unglei-

che Wohnverhältnisse sind nicht nur von ungleichen Einkommen ab-

hängig, sondern auch von der jeweiligen Angebotsstruktur der lokalen 

Wohnungsmärkte. Insbesondere hohe Anteile von sehr großen Woh-

nungen ermöglichen und erleichtern einen verschwenderischen Wohn-

flächenverbrauch.   
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4.6 Mietbelastung 
 

 Die Mietbelastung gilt in den sozial- und wohnungspolitischen De-

batten als zentraler Indikator für die soziale Zielgenauigkeit der Woh-

nungsversorgung. Insbesondere für Haushalte mit geringen Einkommen 

gelten Mietbelastungsquoten über 30 Prozent des Einkommens als 

problematisch, weil dann (zu) wenig Einkommen zur sonstigen Lebens-

führung übrigbleibt. Auch der Immobilienmarkt selbst orientiert sich an 

der 30-Prozent-Marke und Vermieter*innen verlangen in der Regel Ein-

kommensnachweise, die zeigen, dass die Miete nicht mehr als ein Drittel 

des Einkommens ausmacht. Grund hierfür sind Befürchtungen einer 

eingeschränkten Zahlungsfähigkeit. 

 Mit 60 Prozent lebt ein Großteil der Haushalte in leistbaren Woh-

nungen und gibt weniger als 30 Prozent des Haushaltseinkommens für 

die Miete aus. Knapp 28 Prozent aller untersuchten Haushalte in den 

Großstädten haben sogar eine Mietbelastungsquote unter 20 Prozent 

des Haushaltseinkommens.  

 Entsprechend zahlen etwa 40 Prozent aller Haushalte mehr Miete, 

als es nach dem Einkommen leistbar wäre. Fast 19 Prozent aller Haus-

halte zahlen für die Miete sogar mehr als 40 Prozent ihres Einkommens. 

 

Tabelle 27 Mietbelastung, Haushaltsgrößen, Wohnflächen und Ein-

kommen 

Mietbelastung 
Anteil in  

Prozent 

Personen je 

Haushalt 

Wohnflächen-

verbrauch 

in m² 

Einkommen 

je Person  

in Euro 

unter 10% 3,8 1,8 33,6 2.038 

10 bis unter 15% 8,6 2,0 33,7 1.712 

15 bis unter 20% 15,4 1,9 36,5 1.352 

20 bis unter 25% 17,0 1,8 39,6 1.132 

25 bis unter 30% 15,1 1,7 42,4 976 

30 bis unter 35% 12,0 1,6 42,9 861 

35 bis unter 40% 9,4 1,5 45,0 784 

40 bis unter 45% 6,8 1,4 46,7 728 

45 bis unter 55% 6,9 1,3 49,6 670 

55% und mehr 5,0 1,3 53,2 562 

Gesamt 100 1,7 41,1 1.090 

Quelle: Mikrozensus 2014, eigene Berechnung 

 

 Ein Blick auf die Haushaltsgrößen zeigt deutlich: Vor allem kleine 

Haushalte haben eine höhere Mietbelastung zu tragen. Bei ihnen ist der 

individuelle Wohnflächenverbrauch höher, so dass selbst bei gleichen 
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Quadratmeterpreisen höhere Gesamtkosten pro Person im Haushalt 

entstehen. Der mittlere Wohnflächenverbrauch bei Haushalten mit einer 

leistbaren Mietbelastung (unter 30 Prozent des Einkommens) liegt mit 

37 Quadratmetern deutlich unter dem Wohnflächenverbrauch der Haus-

halte mit hohen Mietbelastungen (über 30 Prozent des Einkommens) mit 

über 47 Quadratmetern. Bei den Extremwerten unter 20 Prozent Miet-

kostenbelastung (35 Quadratmeter) und über 40 Prozent Mietkostenbe-

lastung (knapp 50 Quadratmeter) sind die Unterschiede des Wohnflä-

chenverbrauchs noch deutlicher ausgeprägt. 

 Doch die unterschiedlichen Flächenbedarfe können die polarisierte 

Verteilung der Mietkostenbelastung nur unzureichend erklären. Ent-

scheidender Faktor der Mietbelastung ist das Einkommen. Während die 

Haushalte mit weniger als 20 Prozent Mietkostenbelastung im Mittel 

über 1.700 Euro pro Person verfügen, sind es bei den Haushalten mit 

einer Mietkostenbelastung von über 40 Prozent nur 650 Euro Einkom-

men pro Person. 
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Abbildung 14 Mietbelastung und Einkommen 

Quelle: Mikrozensus 2014, eigene Darstellung 
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 Auffällig ist, dass andere Faktoren des Wohnens nur einen geringen 

Einfluss auf die Mietbelastung haben. So zeigen beispielsweise die Da-

ten zum Zeitpunkt des Einzugs in die jetzige Wohnung, dass die Wohn-

dauer nur einen sehr geringen Einfluss auf die Mietbelastung hat.  

 

Tabelle 28 Wohndauer und Mietbelastung 

Einzug in die Wohnung 

Mietkostenbelastung  

in Prozent 

1990 oder früher 27,2 

1991 bis einschließlich 1998 26,4 

1999 bis einschließlich 2002 26,9 

2003 bis einschließlich 2006 26,6 

2007 bis einschließlich 2010 26,0 

2011 bis einschließlich 2012 26,3 

2013 oder später 27,6 

Gesamt 26,7 

Quelle: Mikrozensus 2014, eigene Berechnung 

 

 Vielmehr bestimmt die soziale Lage der Haushalte die Wohnsituati-

on und vor allem den Anteil des Einkommens, der für die Miete ausge-

geben werden muss. 

 

Tabelle 29 Mietbelastung  ausgewählter Haushaltsgruppen (Anteil der 

Bruttowarmmietkosten am Haushaltsnettoeinkommen) 

Haushaltsgruppe 
Mietbelastung 

in Prozent 

Alle Haushalte / alle Großstädte 27 

Haushalte unterhalb der Armutsquote 39 

Haushalte mit Migrationshintergrund 30 

Haushalte mit Alleinerziehenden 32 

Haushalte mit > 65 Jährigen 31 

Haushalte mit 1 Einkommen 30 

Haushalte mit 2 Einkommen 21 

Quelle: Mikrozensus 2014, eigene Berechnung 

 

 Ein Vergleich der Mietkostenbelastung verweist auf verschiedene 

Facetten der Benachteiligung. So weisen – wenig überraschend – 

Haushalte mit Einkommen unterhalb der Armutsgefährdung, Haushalte 

mit Migrationshintergrund, Haushalte mit Rentner*innen und Haushalte 

mit nur einem Einkommen Mietbelastungen auf, die die Grenze der 

Leistbarkeit überschreiten. Kombinationen multipler Benachteiligungen 

können zu extrem hohen Mietkostenbelastungen führen. Etwa acht Pro-
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zent aller Haushalte in den untersuchten Großstädten geben mehr als 

die Hälfte ihres Einkommens für die Miete aus. 

 Hohe Mietbelastungsquoten sind das Ergebnis geringer Einkom-

men. Doch hohe Mietbelastungen können auch „arm machen“.  Etwa 1,3 

Mio. Haushalte – das entspricht 10 Prozent aller Großstadthaushalte – 

haben nach der Mietzahlung ein Resteinkommen unterhalb der Grundsi-

cherungssätze nach SGB II und SGB XII.  

 

Tabelle 30 Einfluss der Mietbelastung auf Resteinkommen unterhalb 

der Regelsätze 

Mietbelastung Haushalte Anteil in Prozent 

unter 10 % 10.831 0,8 

10 bis unter 15 % 13.535 1,0 

15 bis unter 20 % 20.797 1,5 

20 bis unter 25 % 38.528 2,8 

25 bis unter 30 % 78.944 5,8 

30 bis unter 35 % 126.625 9,3 

35 bis unter 40 % 168.111 12,3 

40 bis unter 45 % 196.338 14,3 

45 bis unter 55 % 327.341 23,9 

55 % und mehr 387.235 28,3 

Gesamt 1.368.284 100 

Quelle: Mikrozensus 2014, eigene Berechnung 

 

 Betroffen von der Nachmietzahlungsarmut sind zum einen Transfer-

leistungshaushalte, deren Mieten über den Bemessungsgrenzen der 

Kosten der Unterkunft (KdU) liegen und die einen Teil der Mieten aus 

den Regelsätzen bezahlen müssen. Zum anderen sind es Geringverdie-

ner*innen, deren Einkommen über den Einkommensgrenzen der Trans-

ferleistungssysteme liegen und deren verfügbares Einkommen durch die 

hohen Mietzahlungen unter das Niveau der Regelleistungen gedrückt 

wird. Über zwei Drittel der Haushalte, die nach der Mietzahlung nur noch 

über ein Resteinkommen unterhalb der Hartz-IV-Regelsätze verfügen, 

haben eine Mietkostenbelastung von über 40 Prozent. Diese etwa 

900.000 Haushalte werden im Wortsinn durch die Miete in die Armut ge-

drängt. 

  Im Gegensatz zu anderen Dimensionen der Wohnungsversorgung, 

weisen die Mietbelastungen nur relativ geringe regionale Unterschiede 

auf.   
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Tabelle 31 Regionale Unterschiede bei der Mietbelastung 

Bottom-Ten Top-Ten 

Stadt 
Miet- 

belastung 

Miet- 

belastung 
Stadt 

Chemnitz 20,9 30,3 Bonn 

Heidelberg 21,4 30,1 Neuss 

Wolfsburg 21,9 29,3 Köln 

Leipzig 22,6 29,2 Düsseldorf 

Jena 22,8 29,1 Bremen 

Dresden 22,8 29,0 Bremerhaven 

Erfurt 23,1 28,8 Mannheim 

Ulm 23,7 28,8 Bergisch Gladbach 

Magdeburg 23,8 28,7 Offenbach am Main 

Siegen 24,0 28,6 Hamburg 

Gesamt 22,7 29,2 Gesamt 

Quelle: Mikrozensus 2014, eigene Berechnung 

 

 Die Städte mit den geringsten Mietbelastungen (23 Prozent) bilden 

einen wilden Mix aus Städten mit angespannten und entspannten Woh-

nungsmärkten und auch die Städte mit den höchsten Mietbelastungs-

quoten (29 Prozent) zeigen kein eindeutiges Muster. 

 Deutliche regionale Unterschiede lassen sich aber hinsichtlich der 

Mietbelastung von Haushalten mit Einkommen unterhalb der Armuts-

grenze feststellen, also von allen Haushalten, deren Einkommen unter 

60 Prozent des Bundeseinkommensmedian liegt. 

 

Tabelle 32 Mietbelastung von Haushalten unterhalb der Armutsgren-

ze 

Bottom-Ten Anteil an HH Top-Ten 

Heidelberg 26 26,1 12,6 46 Hamburg 

Wolfsburg 31 11,5 15,6 46 Düsseldorf 

Ulm 31 16,4 17,9 46 Neuss 

Koblenz 32 22,6 18,5 46 Bonn 

Chemnitz 32 16,1 17,5 45 Köln 

Jena 32 25,5 11,7 45 Wiesbaden 

Göttingen 33 25,3 9,7 45 München 

Regensburg 33 25,6 16,1 45 Potsdam 

Dresden 33 18,0 18,3 44 Darmstadt 

Leipzig 33 21,1 20,1 44 Mainz 

Gesamt 31,6 20,8 15,8 45,2 Gesamt 

Quelle: Mikrozensus 2014, eigene Berechnung 
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 Während die Städte mit den geringsten Mietbelastungen der armen 

Haushalte eine mittlere Mietbelastungsquote von knapp 32 Prozent auf-

weisen, sind es in den 10 Städten mit den höchsten Mietbelastungsquo-

ten über 45 Prozent. Auffällig hierbei sind die Unterschiede zwischen 

Metropolen und Schwarmstädten mit angespannten Wohnungsmärkten. 

Auf der einen Seite stehen mit Heidelberg, Jena, Göttingen und auch 

Regensburg Städte mit hohen Anteilen an ärmeren Haushalten aber ge-

ringer Mietkostenbelastung. Grund könnten viele studentische Haushalte 

mit geringen Einkommen aber studentischen Wohnformen sein. Auf der 

anderen Seite Städte wie Hamburg, Düsseldorf, Köln und München, in 

denen es weniger arme Haushalte gibt, die aber eine deutlich höhere 

Mietbelastung zu tragen haben. Hier werden die in vielen Städten be-

stehenden Defizite an mietpreisgebundenen Wohnungen deutlich. 

Selbst in München, wo weniger als 10 Prozent der Haushalte statistisch 

als einkommensarm gelten, reicht das Angebot an regulierten Wohnun-

gen offensichtlich nicht aus, um ein leistbares Wohnen für alle zu si-

chern.  

 Die Mietkostenbelastung ist ein zentraler Indikator zur Beurteilung 

der sozialen Versorgungssituation in den Wohnungsmärkten. Über 40 

Prozent der Haushalte haben eine Mietkostenbelastung von über 30 

Prozent des Einkommens. Hauptursache von hohen Mietbelastungen 

sind geringe Einkommen. Im Ergebnis verstärken sich beide Dimensio-

nen zu einer dramatischen Verringerung der verfügbaren Resteinkom-

men nach der Mietzahlung. Über eine Million Haushalte in den Groß-

städten verfügen nach der Mietzahlung über ein Resteinkommen unter-

halb der Hartz-IV-Regelsätze. Die hohen Mietbelastungen insbesondere 

von Haushalten mit geringen Einkommen verweisen auf den dramati-

schen Mangel an leistbaren Wohnungsangeboten für diese Einkom-

mensgruppen. 
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Karte 7 Anteil der Haushalte mit einer Mietbelastungsquote von über 40 Prozent - 2014 

Karte 6 Anteil der Haushalte mit einer Mietbelastungsquote von über 30 Prozent - 2014 
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Karte 8 Median der Mietbelastungsquote in Prozent - 2014 
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5. Zusammenfassung 
 

 Steigende Mieten und Verdrängungsprozesse, Leerstand und Ver-

nachlässigung, Wohnungsmangel und Neubauboom – die Wohnungs-

frage polarisiert die politischen Debatten in vielen Städten. Doch die 

Problemlagen unterscheiden sich nicht nur zwischen wachsenden Met-

ropolregionen und schrumpfenden Städten mit Arbeitsplatz- und Bevöl-

kerungsverlusten, zwischen Schwarmstädten und entspannten Woh-

nungsmarktregionen, sondern auch zwischen verschiedenen sozialen 

Gruppen.  

 Eine moderne Ausstattung und ein hoher Flächenkonsum gelten als 

Wohlstandsmerkmale und eine gute Adresse kann zum Statussysmbol 

werden. Prekäre Wohnverhältnisse, Überbelegung und oft auch das 

Wohnen in bestimmten Stadtlagen gelten als Zeichen des Scheiterns, 

der Benachteiligung und der Ausgrenzung. Wohnen ist ein zentraler In-

dikator der sozialen Lage und ein Gradmesser der Ungleichheit. 

 In unserer Studie haben wir die Mikrozensusdaten für die 77 Groß-

städte in Deutschland ausgewertet, um die Wohnverhältnisse in ver-

schiedene Dimensionen des Wohnens zu untersuchen. Herausgekom-

men sind gravierende Unterschiede, nicht nur zwischen den Städten, 

sondern vor allem zwischen verschiedenen Einkommensgruppen. 

 Ein Vergleich der unteren und oberen 10 Prozent der Ausprägungen 

in verschiedenen Dimensionen der Wohnungsversorgung verdeutlicht 

eine polarisierte Varianz der Wohnverhältnisse. 

 

Tabelle 33 Varianzspannen ausgewählter Merkmale der Wohnver-

hältnisse und Einkommen 

 untere 10 Prozent obere 10 Prozent 

 Daten Index Daten Index 

Wohnflächenverbrauch 23 m² 100 65 m² 283 

Mietbelastung 13,6 % 100 47,8 % 351 

Miethöhe 5,08 €/m² 100 8,94 €/m² 176 

Einkommen* < 667 € 100 >1.937 € 290 

Quelle: Mikrozensus 2014, eigene Berechnung 

*nach Personen in der Wohnung gewichtete Einkommen 

 

 Während die 10 Prozent mit dem geringsten Wohnversorgungsgrad 

mit gerade einmal 23 Quadratmeter pro Person auskommen müssen, 

stehen den 10 Prozent mit dem höchsten Versorgungsgrad über 65 

Quadratmeter pro Person – also fast die dreifache Fläche - zur Verfü-

gung. 
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 Ähnlich deutliche Unterschiede zeigen sich auch hinsichtlich der 

Mietbelastung. Während 10 Prozent mit der günstigsten Mietbelastung 

nur 13,6 Prozent ihres Einkommens (Haushaltsnettoeinkommen) für die 

Miete (bruttokalt) ausgeben, sind es bei den 10 Prozent mit den höchs-

ten Mietbelastungen über 47,8 Prozent des Einkommens. Die Mietkos-

tenbelastung dieser Gruppe beträgt das dreieinhalbfache der Haushalte 

mit der günstigsten Mietbelastung.  

 Auch die mittleren Miethöhen, die von den Mieterhaushalten für die 

Wohnungen gezahlt werden, weisen eine relativ hohe Spanne auf. Wäh-

rend 10 Prozent mit den günstigsten Mietpreisen im Mittel lediglich 5,08 

€/m² (bruttokalt) zahlen, sind es am anderen Ende des Mietpreisspekt-

rums 8,94 €/m² und damit um über 75 Prozent höhere Mietpreise. 

 Eine wesentliche Determinante der Wohnverhältnisse sind die Ein-

kommen. Auch sie weisen deutliche Unterschiede auf während die 10 

Prozent der Haushalte mit den geringsten Einkommen mit weniger als 

667 Euro pro Person im Monat auskommen müssen, verfügen die obe-

ren 10 Prozent über monatliche Nettoeinkommen pro Person von über 

1.937 Euro. Das entspricht in etwa dem dreifachen des unteren Ein-

kommens-Dezentils. 

 Die Ungleichheit der Wohnverhältnisse entspricht in etwa den Ein-

kommensunterschieden. Die sozialpolitische Dimension der Wohnver-

sorgungssysteme, Einkommensunterschiede zu mildern und einen Bei-

trag zur sozialen Kohäsion zu leisten, haben sich weitgehend aufgelöst. 

Die Wohnverhältnisse reproduzieren die Einkommensunterschiede in 

den meisten Dimensionen. In Bezug auf die Mietbelastungsquote kann 

sogar eine Verschärfung der Ungleichheit durch die Wohnverhältnisse 

festgestellt werden. Die Wohnbedingungen sind damit nicht nur ein 

Spiegel bestehender Ungleichheit, sondern tragen auch selbst durch die 

hohe Mietkostenbelastungen zu einer wachsenden Ungleichheit bei.    

 Die gravierende Polarisierung der Mietbelastungsquoten zeigt, wie 

stark Wohnverhältnisse und Einkommen im Verhältnis stehen. Insbe-

sondere bei Haushalten mit geringen Einkommen wirken sich hohe Mie-

ten und eine hohe Mietbelastungsquote gravierend auf die gesamte Le-

bensführung aus, da die Resteinkommen nach Mietzahlung sehr gering 

sind. Etwa 1,3 Million Haushalte verfügen nach der Mietzahlung über 

Resteinkommen unterhalb des Niveaus der Regelsätze der sozialen 

Transferleistungen. 

 Ein Vergleich der Wohnsituation der Einkommen mit den höchsten 

und niedrigsten Einkommen zeigt, wie stark die ökonomischen Ressour-

cen die Wohnungsversorgung prägen. 
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Tabelle 34 Vergleich der Wohnverhältnisse von Haushalten mit ho-

hen und niedrigen Einkommen 

 <60 Prozent* >140 Prozent* 

 Daten Index Daten Index 

Anteil 17,2 100 21,4 124 

Wohnflächenverbrauch 36,9 100 52,5 142 

Mietbelastung 39,7 100 17,2 43 

Miethöhe 7,20 100 8,10 113 

Mieteranteil 92,5 100 58,3 63 

Eigentümeranteil 7,5 100 41,7 556 

Quelle: Mikrozensus 2014, eigene Berechnung 

*Äquivalenzgewichtete Einkommen bezogen auf das Bundeseinkommensmedian 

 

 Die etwa 17 Prozent Haushalte unterhalb der Armutsgrenze mit 

Äquivalenzeinkommen von weniger als 60 Prozent des Bundeseinkom-

mensmedians haben in allen Bereichen der Wohnungsversorgung deut-

lich schlechtere Bedingungen, als die Haushalte mit besonders hohen 

Einkommen. 

 Während die armen Haushalte mit knapp 37 Quadratmeter Wohn-

fläche pro Person auskommen, stehen den besserverdienenden Haus-

halten mehr als 52 Quadratmeter zur Verfügung. Das entspricht einem 

Unterschied von über 40 Prozent.  

 Deutlich geringer fallen die Unterschiede der Mietpreishöhen aus. 

Bezogen auf den Quadratmeterpreis der Bruttokaltkosten zahlen die 

einkommensarmen Haushalte im Mittel etwa 7,20 €/m². Die Quadratme-

terpreise der Haushalte mit den höchsten Einkommen liegen bei 8,10 

€/m². Die Mietpreise, die von den besserverdienenden Haushalten ge-

zahlt werden, sind gerade einmal 13 Prozent höher als die Mietpreise 

der armen Haushalte. 

 Trotz des geringeren Flächenverbrauchs und niedrigerer Mieten sind 

die Mietbelastungsquoten der Haushalte mit geringen Einkommen mit 

fast 40 Prozent des Haushaltsnettoeinkommens deutlich höher als bei 

den Haushalten mit höheren Einkommen, die lediglich 17 Prozent ihres 

Einkommens für die Miete ausgeben müssen. 

 Die hier verglichenen Einkommensgruppen unterscheiden sich auch 

hinsichtlich des Wohnstatus, währen der Anteil selbstnutzender Eigen-

tümer*innen bei den einkommensarmen Haushalten lediglich 7,5 Pro-

zent beträgt, leben fast 42 Prozent der Haushalte mit hohen Einkommen 

im selbstgenutzten Eigentum. Der Eigentümeranteil ist damit mehr als 

fünf Mal so hoch wie unter den Haushalten mit geringen Einkommen. 
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Die Auswertung der Mikrozensusdaten für die 77 Großstädte zeigt 

dabei nicht nur eine deutliche Polarisierung der Wohnbedingungen in-

nerhalb einzelner Merkmale und zwischen den verschiedenen Einkom-

mensgruppen, sondern auch erhebliche regionale Unterschiede. Insbe-

sondere die Miethöhen und die Mietkostenbelastung werden auch von 

den lokalen Besonderheiten der jeweiligen Wohnungsmärkte bestimmt. 

So unterscheiden sich beispielsweise die Quadratmeterpreise (brutto-

kalt) für eine Wohnung in Chemnitz (5,63 €/m²) und in München (10,25 

€/m²) deutlich. Chemnitz ist mit 23,1 Prozent auch die Stadt mit der ge-

ringsten Mietbelastungsquote, während die Haushalte in Bremerhaven 

mit einem Median von 31,1 Prozent die höchste Mietbelastung zu tragen 

haben. 

 Die Qualität der Wohnungsversorgung und auch Leistbarkeit des 

Wohnens unterscheiden sich zwischen den Städten. Doch trotz aller re-

gionalen Unterschiede ist das Einkommen der entscheidende Faktor der 

Wohnverhältnisse.  Haushalte mit geringen Einkommen leben in 

schlechterer Qualität, auf kleinerer Fläche und haben eine deutlich hö-

here Mietbelastung zu tragen. Einkommensungleichheiten werden so in 

den Wohnverhältnissen nicht nur reproduziert, sondern sogar noch ver-

stärkt. Jeder Ansatz einer sozial orientierten Wohnungspolitik sollte da-
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 Quelle: Mikrozensus 2014, eigene Berechnung 
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her an Instrumenten zur Gewährleistung von einkommensorientierten 

Mieten ansetzen.  
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Anhang 
 
Vollständige Städteliste  

 

 
Stadt BL EW 2014 

Bev. Entwicklung  

2009 - 2014 

Wohnungsmarktregi-

onstyp 2009 - 2014 

2009 – 2014 

1 Berlin BE 3.469.849 
überdurchschnittlich 

wachsend 

überdurchschnittlich 

wachsend 

2 Hamburg HH 1.762.791 wachsend 
überdurchschnittlich 

wachsend 

3 München BY 1.429.584 
überdurchschnittlich 

wachsend 

überdurchschnittlich 

wachsend 

4 Köln NW 1.046.680 
überdurchschnittlich 

wachsend 

überdurchschnittlich 

wachsend 

5 
Frankfurt am 

Main 
HE 717.624 

überdurchschnittlich 

wachsend 

überdurchschnittlich 

wachsend 

6 Stuttgart BW 612.441 wachsend wachsend 

7 Düsseldorf NW 604.527 wachsend wachsend 

8 Dortmund NW 580.511 wachsend wachsend 

9 Essen NW 573.784 wachsend 
keine eindeutige  

Entwicklungsrichtung 

10 Bremen HB 551.767 wachsend wachsend 

11 Leipzig SN 544.479 
überdurchschnittlich 

wachsend 

überdurchschnittlich 

wachsend 

12 Dresden SN 536.308 
überdurchschnittlich 

wachsend 
wachsend 

13 Hannover NI 523.642 
überdurchschnittlich 

wachsend 
wachsend 

14 Nürnberg BY 501.072 wachsend 
überdurchschnittlich 

wachsend 

15 Duisburg NW 485.465 
keine eindeutige Ent-

wicklungsrichtung 

keine eindeutige  

Entwicklungsrichtung 

16 Bochum NW 361.876 schrumpfend schrumpfend 

17 Wuppertal NW 345.425 wachsend schrumpfend 

18 Bielefeld NW 329.782 
keine eindeutige Ent-

wicklungsrichtung 
wachsend 

19 Bonn NW 313.958 
überdurchschnittlich 

wachsend 
wachsend 
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20 Münster NW 302.178 wachsend 
überdurchschnittlich 

wachsend 

21 Karlsruhe BW 300.051 
überdurchschnittlich 

wachsend 

überdurchschnittlich 

wachsend 

22 Mannheim BW 299.844 
überdurchschnittlich 

wachsend 

überdurchschnittlich 

wachsend 

23 Augsburg BY 281.111 
überdurchschnittlich 

wachsend 

überdurchschnittlich 

wachsend 

24 Wiesbaden HE 275.116 wachsend wachsend 

25 Gelsenkirchen NW 257.651 schrumpfend 
keine eindeutige  

Entwicklungsrichtung 

26 
Mönchenglad-

bach 
NW 256.853 wachsend wachsend 

27 Braunschweig NI 248.502 
überdurchschnittlich 

wachsend 

überdurchschnittlich 

wachsend 

28 Chemnitz SN 243.521 wachsend schrumpfend 

29 Aachen NW 243.336 wachsend wachsend 

30 Kiel SH 243.148 wachsend wachsend 

31 Halle (Saale) ST 232.470 
keine eindeutige Ent-

wicklungsrichtung 
schrumpfend 

32 Magdeburg ST 232.306 wachsend schrumpfend 

33 Krefeld NW 222.500 schrumpfend schrumpfend 

34 
Freiburg im 

Breisgau 
BW 222.203 

überdurchschnittlich 

wachsend 

überdurchschnittlich 

wachsend 

35 Lübeck SH 214.420 wachsend wachsend 

36 Oberhausen NW 209.292 schrumpfend 
keine eindeutige  

Entwicklungsrichtung 

37 Mainz RP 206.991 
überdurchschnittlich 

wachsend 

überdurchschnittlich 

wachsend 

38 Erfurt TH 206.219 wachsend 
keine eindeutige  

Entwicklungsrichtung 

39 Rostock MV 204.167 wachsend wachsend 

40 Kassel HE 194.747 wachsend wachsend 

41 Hagen NW 186.716 
keine eindeutige Ent-

wicklungsrichtung 
schrumpfend 
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42 Saarbrücken SL 176.926 wachsend schrumpfend 

43 Hamm NW 176.580 
keine eindeutige Ent-

wicklungsrichtung 
wachsend 

44 
Mülheim a. d. 

Ruhr 
NW 167.108 

keine eindeutige Ent-

wicklungsrichtung 

keine eindeutige  

Entwicklungsrichtung 

45 Potsdam BB 164.042 
überdurchschnittlich 

wachsend 

überdurchschnittlich 

wachsend 

46 
Ludwigshafen 

am Rhein 
RP 163.832 

überdurchschnittlich 

wachsend 

überdurchschnittlich 

wachsend 

47 Leverkusen NW 161.540 wachsend 
überdurchschnittlich 

wachsend 

48 Oldenburg NI 160.907 wachsend 
überdurchschnittlich 

wachsend 

49 Osnabrück NI 156.897 wachsend wachsend 

50 Solingen NW 156.771 
keine eindeutige Ent-

wicklungsrichtung 
wachsend 

51 Heidelberg BW 154.715 
überdurchschnittlich 

wachsend 

überdurchschnittlich 

wachsend 

52 Herne NW 154.608 schrumpfend schrumpfend 

53 Neuss NW 152.644 wachsend wachsend 

54 Darmstadt HE 151.879 
überdurchschnittlich 

wachsend 

überdurchschnittlich 

wachsend 

55 Paderborn NW 145.176 wachsend wachsend 

56 Regensburg BY 142.292 
überdurchschnittlich 

wachsend 

überdurchschnittlich 

wachsend 

57 Ingolstadt BY 131.002 
überdurchschnittlich 

wachsend 

überdurchschnittlich 

wachsend 

58 Würzburg BY 124.219 
keine eindeutige Ent-

wicklungsrichtung 
schrumpfend 

59 Wolfsburg NI 123.027 
überdurchschnittlich 

wachsend 

überdurchschnittlich 

wachsend 

60 Fürth BY 121.519 
überdurchschnittlich 

wachsend 

überdurchschnittlich 

wachsend 

61 
Offenbach am 

Main 
HE 120.988 

überdurchschnittlich 

wachsend 

überdurchschnittlich 

wachsend 

62 Ulm BW 120.714 wachsend 
überdurchschnittlich 

wachsend 

63 Heilbronn BW 119.841 
überdurchschnittlich 

wachsend 

überdurchschnittlich 

wachsend 
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64 Pforzheim BW 119.291 
überdurchschnittlich 

wachsend 

überdurchschnittlich 

wachsend 

65 Göttingen NI 117.665 
keine eindeutige Ent-

wicklungsrichtung 
wachsend 

66 Bottrop NW 116.017 schrumpfend 
keine eindeutige  

Entwicklungsrichtung 

67 
Recklinghau-

sen 
NW 114.147 schrumpfend schrumpfend 

68 Reutlingen BW 112.452 wachsend wachsend 

69 Koblenz RP 111.434 
überdurchschnittlich 

wachsend 
wachsend 

70 Bremerhaven HB 110.121 wachsend 
keine eindeutige  

Entwicklungsrichtung 

71 
Bergisch  

Gladbach 
NW 109.697 wachsend 

überdurchschnittlich 

wachsend 

72 Remscheid NW 109.009 schrumpfend schrumpfend 

73 Trier RP 108.472 
überdurchschnittlich 

wachsend 

überdurchschnittlich 

wachsend 

74 Jena TH 108.207 wachsend 
keine eindeutige  

Entwicklungsrichtung 

75 Erlangen BY 106.423 wachsend 
überdurchschnittlich 

wachsend 

76 Moers NW 102.923 schrumpfend 
keine eindeutige  

Entwicklungsrichtung 

77 Siegen NW 100.325 wachsend schrumpfend 

 
Gesamt  25.368.317 

  

 

 

 


